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B) Beteiligungsbedingungen

Dieser Prospekt richtet sich an Personen, die 
sich für die Zeichnung einer Kommanditbetei-
ligung an der Wohnen im Steinert GmbH & Co. 
KG interessieren. Er enthält wesentliche für die 
Zeichnung erforderliche Informationen und 
Unterlagen und soll über die Chancen und Risi-
ken der Beteiligung an der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co.KG aufklären. Der Prospekt sollte 
gründlich gelesen und sorgfältig im Hinblick 
auf die Auswirkungen auf die persönliche Si-
tuation bedacht werden. Die Zeichnung von 
Kommanditanteilen erfolgt auf Basis dieses 
Prospektes. 
Die Verträge der für die Beteiligung relevan-
ten Gesellschaften sowie dieser Prospekt und 
sonstige wesentlichen rechtlichen Grundla-
gen wurden von und im Auftrag der Grün-
dungskommanditisten initiiert, entwickelt und 
beruhen auf 4 Bürgeranhörungen sowie der 
Anhörung eines aus Interessenten gebildeten 
Satzungsausschusses.

1. Gegenstand des Unternehmens
Gesellschaftszweck der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co.KG ist der Bau einer Wohnanlage 
gemeinschaftlichen Wohnens, deren Vermie-
tung und Bewirtschaftung sowie die Förde-
rung älterer und behinderter Menschen. Auf 
diese Weise fördert die Gesellschaft die sozi-
ale, gesellschaftliche und kulturelle Entwick-
lung der Stadt Gau-Algesheim. Die Gesellschaft 
vewirklicht das gemeinschaftliche Wohnen in 
Gau-Algesheim in der Gemarkung „Im Steinert“ 

und überlässt daher ihren Kommanditisten 
und anderen Personen Wohnungen auf der 
Grundlage eines Mietvertrages. Die im Rahmen 
des gemeinschaftlichen Wohnens genutzten 
Wohnungen sowie Innen- und Außenflächen 
sollen seniorengerecht nach nachhaltigen und 
ökologischen Kriterien gebaut und energiespa-
rend sowie ressourcenschonend zum Nutzen 
der Kommanditisten und anderer Personen 
betrieben werden. Die bauliche Gestaltung soll 
gemeinschaftliches, selbstbestimmtes Wohnen 
in selbst organisierten Lebenszusammenhän-
gen im individuellen Wohnraum sowie in den 
für die gemeinsame Nutzung vorgesehenen 
Räumen bis ins hohe Alter ermöglichen. Die 
Kommanditisten haben nach § 6 Gesellschafts-
vertrag neben ihren finanziellen Pflichten als 
Anteilseigner der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co.KG bei der Nutzung der Wohnanlage an der 
Förderung des gedeihlichen Zusammenlebens 
der Mietergemeinschaft einschließlich der ge-
genseitigen Hilfe und Unterstützung mitzu-
wirken sowie die Interessen und die Zwecke 
der Gesellschaft zu fördern. Die Gesellschaft 
bietet Wohnraum auch für einkommensschwa-
che Bürgerinnen und Bürger mit 1. Wohnsitz in 
Gau-Algesheim. Sie wird daher 10% ihrer Woh-
nungen einkommensschwachen  Personen 
(ab dem 60.Lebensjahr oder mit einer Schwer-
behinderung von mindestens 50 %) mietver-
traglich überlassen. Aufgabe der Gesellschaft 
ist auch die Unterstützung der bürgernahen 
sozialen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Entwicklung des Wohngebiets Im Steinert der 
Stadt Gau-Algesheim.

Beteiligungsbedingungen an der 
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG

Stand: 16.2.2018

Wenn der Herr das Haus nicht baut, mühen die Bauleute sich umsonst.
Wenn der Herr die Stadt nicht bewacht, späht der Wächter umsonst.

(Psalm 127, 1, zitiert in der Präambel der Wohnen im Steinert GmbH &Co.KG
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2. Anlageobjekt
Anlageobjekt der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co. KG ist die von der Gesellschaft betriebene 
Wohnanlage „Im Steinert“ in Gau-Algesheim, 
die gemeinschaftliches Wohnen einschließlich 
Gemeinschaftsräumen und Gemeinschafts-
freiflächen für 50 Wohneinheiten im Rahmen 
einer zur Zeit geschätzten Investition von ca. 
9.000.000 € (s.u.Nr.18) anbietet. Das Anlage-
objekt wird in der Gemarkung „Im Steinert“ 
in Gau-Algesheim auf Grundstücken, die an 
das Caritas-Altenzentrum Albertus-Stift an- 
grenzen, errichtet werden. Hierbei handelt es 
sich um folgende im Grundbuch des Amtsge-
richts Bingen am Rhein von Gau-Algesheim, 
Grundbuchblätter bisher: 9061, 5889, 9189, 9151, 
6305, 9120, jeweils Flur 10, Flurstücke: 375, 371/1, 
371,2, 393, 374, 373 und 372 (insgesamt 5.984 qm). 
Eigentümer der zu bebauenden Grundstücke 
ist der Hospitalfonds Albertus Stift zu Gau-Al-
gesheim, der der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co.KG ein Erbbaurecht an den Grundstücken 
für die Zeit von 99 Jahren einräumen wird. Der 
jährliche Erbbauzins soll gemäß Erbbaurechts-
vertrag 39.600 € betragen. Geplant ist die Fer-
tigstellung der Wohnanlage bis zum 30.10.2020. 
Da das gemeinwohlorientierte Anlageobjekt 
nicht in der Trägerschaft einer steuerbegüns-
tigten Körperschaft (§§ 60a AO) betrieben wird, 
kann es zwar von Rechts wegen Gewinne an 
seine Kommanditisten ausschütten. Wegen 
der Gemeinwohlorientierung ist dies aller-
dings eher nicht zu erwarten, so dass die Kom-
manditbeteiligung an der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co.KG als Renditeobjekt generell nicht 
geeignet ist.

3. Lage des Objektes
Das Objekt befindet sich in Gau-Algesheim. Die 
Stadt liegt zwischen Mainz und Bingen in einer 
verkehrsgünstigen Lage. In Gau-Algesheim soll 
das Objekt in westlicher Randlage der Stadt in 
der Gemarkung im Steinert, die sich mit einer 
geringen fußläufigen Entfernung zum histori-
schen Kern der schönen Stadt Gau-Algesheim 
befindet, errichtet werden. Das Objekt grenzt 
südlich an das Grundstück des Altenzentrums 
Albertus-Stift an mit weitem Blick über die 

umgebenden Rebflächen und der Perspektive 
auf den Hunsrück, den Taunus und das rhein-
hessische Hügelland. Das Grundstück befindet 
sich daher in einer sehr guten Lage der Stadt 
Gau-Algesheim. Einzelheiten zur Lage und Be-
schaffenheit des Grundstücks ergeben sich aus 
dem beigefügten Lageplan.

4. Nutzer der wohnlichen Versorgung
Die Wohnungen gemeinschaftlichen Woh-
nens sollen vorrangig den Kommanditisten 
mit erstem Wohnsitz in der Stadt Gau-Alges-
heim zur Miete und zum gemeinschaftlichen 
Wohnen angeboten werden (§ 5 Abs.2 bis 5 Ge-
sellschaftsvertrag). Nach § 5 Abs.2 Nr.7 Gesell-
schaftsvertrag gehören zu den Rechten der 
Kommanditisten nämlich auch das Recht auf 
wohnliche Versorgung durch die Gesellschaft 
nach Maßgabe des Gesellschaftsvertrages ein-
schließlich Teilnahme und Mitwirkung an der 
gegenseitigen Unterstützung der Mieterge-
meinschaft. Die Gesellschaft erfüllt das Recht 
auf wohnliche Versorgung nach Abs.2 Nr.7 
Gesellschaftsvertrag, in dem sie nach Fertig-
stellung der Wohnräume oder wunschgemäß 
später eine freie Wohnung einschließlich der 
gemeinschaftlich genutzten Räume und Frei- 
flächen anbietet. 
Die Kommanditisten haben Anspruch auf 
wohnliche Versorgung, wenn folgende in § 5 
Abs.4 Gesellschaftsvertrag geregelte Voraus-
setzungen erfüllt werden:
1. Es müssen die gesellschaftsrechtlichen
 Pflichten der Kommanditisten nach § 2  
 Gesellschaftsvertrag erfüllt worden sein 
 (Einzahlung der Haft- und Pflichteinlage).
2. Es muss freier Wohnraum der Gesellschaft
  zum gewünschten Zeitpunkt der Nutzungs-
 überlassung zur Verfügung stehen.
3. Die Nutzer der wohnlichen Versorgung
 müssen älter als 60 Jahre sein, oder bei 
 ihnen muss eine Schwerbehinderung von 
 mindestens 50% vorliegen.

Im Fall der wohnlichen Versorgung eines Kom-
manditisten (§ 5 Abs. 4 Gesellschaftsvertrag) 
bzw. einer familienangehörigen Person (§ 5 
Abs.8 Gesellschaftsvertrag) zahlt der jeweili-
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ge Kommanditist bzw. die wohnungsversorg-
te familienangehörige Person eine um 1 % der 
Pflichteinlage (§ 2 Abs. 8 S.2 Satzung) reduzierte 
Jahresmiete (1 % von 40.000 € = 400 €).
Soweit nicht alle anspruchsberechtigten Kom-
manditisten im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Wohnungen zu dem jeweils ge-
wünschten Zeitpunkt wohnlich versorgt wer-
den können, wird die persönlich haftende Ge-
sellschafterin für diese eine Anwartschaftsliste 
führen. Für die Reihenfolge der zu versorgen-
den Kommanditisten ist der Zeitpunkt der Ein-
zahlung der Haft- und Pflichteinlage nach § 2 
Abs.8 Gesellschaftsvertrag auf die Konten der 
Gesellschaft maßgeblich. 
Kommanditisten, die nicht sofort eine Woh-
nung übernehmen wollen, gewährt die Be-
teiligung an der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co.KG ein Anwartschaftsrecht für sich (§ 5 Abs.2 
Nr.7 und Abs.4 Gesellschaftsvertrag) oder für 
nahe Angehörigen (§ 5 Abs.8 Gesellschaftsver-
trag). Die näheren Einzelheiten der wohnlichen 
Versorgung regelt nach § 5 Abs.10 S.1 Gesell-
schaftsvertrag der mit der Gesellschaft abzu-
schließende Mietvertrag einschließlich der von 
der Gesellschafterversammlung zu beschlie-
ßenden Mietergemeinschaftsordnung. Die Ge-
sellschafterversammlung beschließt nach § 10 
Abs. 3 Nr.1 Gesellschaftsvertrag über die für 
den Mietvertrag maßgebliche Miethöhe. Maß-
geblich für die Höhe der Miete sind die für die 
Refinanzierung der Investitionsaufwendungen 
der Wohnanlage erforderlichen Mittel, die nicht 
durch andere Mittel gedeckten laufenden Kos-
ten der Maßnahmen des gemeinschaftlichen 
Wohnens und die laufenden Verwaltungs- und 
Bewirtschaftungskosten der Wohnen im Stei-
nert GmbH & Co.KG (s.u. Nr.18). Maßgeblich für 
die Höhe der Nebenkosten sind die laufenden 
Betriebskosten nach der jeweils geltenden Be-
triebskostenverordnung (BetrKV). 
Die Untervermietung der im Rahmen der 
wohnlichen Versorgung überlassenen Wohn-
räume ist ausgeschlossen (§ 5 Abs. 10 S. 2  
Gesellschaftsvertrag).
Die Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG vermie-
tet nach § 1 Abs. 5 und § 8 Gesellschaftsvertrag 
einen Anteil von 10% ihrer Wohnungen ein-

kommensschwachen Personen mit 1. Wohnsitz 
in Gau-Algesheim. Auch bei diesem Personen-
kreis ist Voraussetzung, dass sie älter als 60 
Jahre sind oder eine Schwerbehinderung von 
mindestens 50% vorliegt. Eine Vermietung an 
diese Personen kommt nur in Frage, wenn sie 
eine Bescheinigung über die Wohnberechti-
gung im öffentlich geförderten sozialen Woh-
nungsbau vorlegen. 

5. Vorteile und Chancen
Die Beteiligung als Kommanditist an der Woh-
nen im Steinert GmbH & Co.KG bietet unter an-
derem folgende Vorteile:
s Die grundlegenden Eckpunkte des Konzepts 
und wesentliche Grundlagen der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG wurden von den beiden 
gemeinnützigen Gründungskommanditisten 
Hospitalfonds Albertus-Stift zu Gau-Algesheim 
und Caritas Altenhilfe St. Martin Rheinhessen 
gGmbH in vielen gemeinsamen Sitzungen aus-
gearbeitet. An dem Projekt interessierte Bür-
gerinnen und Bürger der Stadt Gau-Algesheim 
wurden von der Hospitalfonds Albertus-Stift 
zu Gau-Algesheim für den 24.11.2015, 15.2.2016 
und zuletzt am 1.2.2018 eingeladen. Die Stadt 
Gau-Algesheim hat Interessenten öffentlich 
zu weiteren Veranstaltungen am 8.4.2016 und 
15.6.2016 eingelagen. Bei den Veranstaltungen 
wurde jeweils zunächst über den jeweils ak-
tuellen Entwicklungsstand des Projektes in-
formiert. Die anwesenden Bürger hatten bei 
diesen Abenden die Gelegenheit, ihre Wün-
sche und Vorstellungen zu den Möglichkeiten 
und Bedingungen des Projektes zu äußern. Die 
Wünsche der Interessenten sind soweit wie 
möglich bei allen weiteren Entwicklungen und 
den vertraglichen Grundlagen eingeflossen. 
Am 4.10.2016 wurde einer großen Zahl von er-
schienenen Interessenten die von den beiden 
Gründungskommanditisten Caritas Altenhilfe 
St.Martin Rheinhessen gGmbH und Albertus 
Hospitalfonds zu Gau-Algesheim ausgearbeite-
ten Entwürfe der beiden Gesellschaftsverträge 
der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG und der 
Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH aus-
geteilt und Paragraph für Paragraph erläutert. 
Auch hier konnten Wünsche und Vorstellungen 
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geäußert werden. Auch die an diesem Abend 
genannten Änderungs- und Ergänzungswün-
sche sind, soweit dies gesellschafts- und steu-
errechtlich möglich war, vollständig berück-
sichtigt worden. Des Weiteren sind auch die 
außerhalb der Informationsveranstaltungen 
schriftlich geäußerten Änderungs- und Ergän-
zungswünsche von interessierten Bürgerinnen 
und Bürgern soweit wie möglich eingearbeitet 
worden. Mit dem Anlageobjekt hat sich auch 
der Stadtrat der Stadt Gau-Algesheim in seiner 
Sitzung am 16.3.2016 befasst.
s Die Kommanditisten haben das Recht, nach 
Maßgabe des Gesellschaftsvertrages und der 
geltenden Gesetze die Leistungen der Gesell-
schaft zu nutzen (s.o.Nr.4). 
s Soweit der Kommanditist die Nutzungsvo-
raussetzungen der Wohnanlage erfüllt (älter 
als 60 Jahre oder eine Schwerbehinderung von 
mindestens 50%), hat er ein Erstbezugsrecht 
für eine senioren- und behindertengerechte 
Wohnung des gemeinschaftlichen Wohnens 
der Gesellschaft in einer attraktiven Lage mit 
Anbindung an soziale Einrichtungen (s. o. Nr. 4). 
s Der Kommanditist kann als Mitunterneh-
mer der Wohnanlage an der Gestaltung der 
Gesellschaft und damit an der ihr gehörenden 
Wohnanlage sowie dem darin stattfindenden 
Gemeinschaftsleben im Rahmen des Gesell-
schaftsvertrages mitwirken (s. u. Nr. 9.).
s Auf diese Weise gewährt der Kommandit-
anteil die Mitverantwortung sowohl für die 
gemeinschaftliche Gestaltung des eigenen Le-
bensraums als auch für das Wohl der anderen 
Wohnanlagennutzer.
s Die bauliche Gestaltung und der von der 
Gesellschaft zu verantwortende organisatori- 
sche Rahmen in der Wohnanlage soll gemein-
schaftliches, selbstbestimmtes Wohnen in selbst 
organisierten Lebenszusammenhängen im in-
dividuellen Wohnraum sowie in den Gemein-
schaften der Hausgemeinschaft bis ins hohe 
Alter ermöglichen (s. o. Nr. 1).
s Möchte der Kommanditist das Erstbezugs-
recht nicht selbst wahrnehmen, kann er es an 
Verwandte und Verschwägerte bis zum 2. Grad 
weitergeben. 
s Im Fall einer wohnlichen Versorgung eines 

Kommanditisten oder einer familienangehö-
rigen Person durch die Gesellschaft zahlt der 
jeweilige Kommanditist oder die familienan-
gehörige Person eine um 1% der Pflichtein-
lage nach § 2 Abs. 6 S. 2 Gesellschaftsvertrag  
(40.000 € = 400 €) reduzierte Jahresmiete (s.o.Nr.4). 
s Wenn der Kommanditist das Erstbezugs-
recht nach Bezugsfertigkeit der Wohnungen 
der Gesellschaft weder für sich noch für seine 
Angehörigen wahrnehmen will, erhält er ein 
Anwartschaftsrecht auf die zum Zeitpunkt der 
Ausübung nächste frei werdende Wohnung.
(s.o.Nr.4)
s Ausgehend davon, dass das Objekt in einem 
guten Baustandard in guter Lage errichtet 
wird und unter der Voraussetzung, dass sich 
das Gemeinschaftsleben gedeihlich entfaltet, 
sollten längere erlösmindernde Leerstände bei 
einer Anschlussvermietung vermeidbar sein.
s Die erhoffte Attraktivität des Objekts sollte 
auch dazu führen, dass die Kommanditanteile 
langfristig werthaltig bleiben. 

6. Anbieterin der Kommanditanteile
Anbieterin (Emittentin) der Kommanditantei-
le für die Wohnen im Steinert GmbH & Co KG 
ist die Wohnen im Steinert Verwaltungs-Gm-
bH, Schulstraße 20, 55435 Gau-Algesheim, han-
delnd für die Wohnen im Steinert GmbH & Co. 
KG. Angeboten werden Kommanditanteile, die 
den Kommanditisten Nutzungsrechte bzw. An-
wartschaften auf Nutzungsrechte an Wohnun-
gen gemeinschaftlichen Wohnens sowie Mit-
bestimmungs- und Mitwirkungsrechte an der 
Gesellschaft und deren Immobilien bieten. Die 
Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG wird Ei-
gentümerin der noch von ihr zu errichtenden 
Wohnanlage in der Gemarkung im Steinert in 
Gau-Algesheim und ist bei der Erfüllung des 
gesellschaftsvertraglich bestimmten Zwecks 
darauf angewiesen, dass sich ihre Komman-
ditisten durch ihren persönlichen Einsatz an 
der Verwirklichung der Gesellschaftszwecke 
beteiligen. Eigentümerin der Grundstücke, auf 
denen die Wohnanlage errichtet werden wird, 
ist der Stiftungsfonds Albertus-Hospital zu 
Gau-Algesheim, der der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co.KG ein Erbbaurecht für die Errich-
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tung der Wohneinlage mit einer Laufzeit von 
99 Jahren einräumen wird. Die Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG zahlt dem Stiftungs-
fonds Albertus-Hospital zu Gau-Algesheim ei-
nen jährlichen Erbbauzins (s. o. Nr. 2), der aus 
den Mieten refinanziert werden muss.

7. Rechtsverhältnisse der 
 Kommanditgesellschaft
Die Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG, Schul-
straße 20, 55435 Gau-Algesheim wurde von den 
folgenden institutionellen Gründungskom-
manditisten (siehe § 2 Abs. 2 Gesellschaftsver-
trag) gegründet:
s Caritas Altenhilfe St. Martin 
 Rheinhessen gGmbH, 
 Seminarstraße 2, 55128 Mainz
s Stiftungsfonds Albertus-Hospital zu 
 Gau-Algesheim, 
 Am Marktplatz 1, 55435 Gau-Algesheim
s Stadt Gau-Algesheim, 
 Am Marktplatz 1, 55435 Gau-Algesheim
s Katholische Kirchengemeinde 
 St. Cosmas und Damian, 
 Schlossgasse 1, 55435 Gau-Algesheim

Die Gründungskommanditisten übernehmen 
jeweils einen Kommanditanteil in Höhe von 
10.000 € (Hafteinlage) sowie eine Pflichteinlage 
in Höhe von 40.000 €. 
Die Gesellschaft beabsichtigt, bis zu 50 weite-
re natürliche Personen als Kommanditisten 
aufzunehmen. Auch für diese Kommanditisten 
gilt der Kommanditanteil in Höhe von 10.000 € 
(Hafteinlage) sowie eine Pflichteinlage in Höhe 
von 40.000 €.
Die für die Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
gewählte Rechtsform „GmbH & Co.KG“ ist eine 
bestimmte Ausgestaltung der Rechtsform 
„Kommanditgesellschaft“. Eine Kommandit-
gesellschaft nach deutschem Recht (§§ 161 ff 
HGB) ist eine Personengesellschaft, bei der sich 
mindestens ein persönlich haftender Kom-
manditist (Komplementär) und mindestens 
ein beschränkt haftender Gesellschafter (Kom-
manditist) zusammenschließen, um unter ei-
ner gemeinsamen Firma den gesellschaftsver-

traglich festgelegten Zweck zu verwirklichen. 
Während der Komplementär mit seinem Ver-
mögen unbegrenzt haftet (§ 161 Abs.1 S.1 HGB), 
haftet der Kommanditist nur mit seiner einge-
brachten Kommanditeinlage (Haftsumme). Bei 
der GmbH & Co.KG ist der persönlich und un-
beschränkt haftende Gesellschafter (Komple-
mentär) nicht eine natürliche Person, sondern 
eine GmbH (Komplementär-GmbH) und damit 
eine juristische Person. Die in der Funktion des 
Komplementärs handelnde GmbH haftet aller-
dings nur mit ihrem eigenen Gesellschaftsver-
mögen nicht aber auch mit dem Vermögen ih-
rer Gesellschafter. Bei der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co.KG haftet die als Komplementär 
handelnde GmbH mit ihrem gesamten Gesell-
schaftsvermögen, während alle Kommanditis-
ten nur mit den von ihnen einzubringenden 
Pflicht-Einlagen (Kommanditanteil in Höhe 
von 10.000 € und Pflichteinlage in Höhe von 
40.000 €) nicht aber darüber hinaus haften. 
Insbesondere sind nach dem Gesellschaftsver-
trag der Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG 
Nachschusspflichten der Kommanditisten aus-
geschlossen (§ 2 Abs.10 Gesellschaftsvertrag). 
Die GmbH & Co. KG wurde von den Gründungs-
kommanditisten als Rechtsform gewählt, weil 
in dieser Rechtsform institutionelles und bür-
gerschaftliches Engagement einschließlich 
Finanzierungsbeteiligung auf sachgerechte 
Weise entsprechend den in Gau-Algesheim 
vorhandenen interessierten natürlichen und 
juristischen Personen und sonstigen besonde-
ren Gegebenheiten zusammengeführt werden 
können. 
Die Kommanditisten nehmen ihre Mitverwal-
tungs- und Mitwirkungsrechte als Komman-
ditist vor allem in der Gesellschafterversamm-
lung (§ 10 Gesellschaftsvertrag) wahr. Darüber 
hinaus sind die von der Gesellschafterver-
sammlung gewählten Kommanditisten im Bei-
rat (§ 12 Gesellschaftsvertrag) an vielen weite-
ren wichtigen Entscheidungen der die Wohnen 
im Steinert GmbH & Co.KG vertretenden Ge-
schäftsführer beteiligt. Die Wohnen im Steinert 
GmbH & Co.KG ist Betreiberin der Wohnanlage 
„Wohnen im Steinert“. Da sie unmittelbar selbst 
für die Nutzung als auch die Verwaltung des 
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Immobilienvermögens sowie Förderung des 
gemeinschaftlichen Lebens verantwortlich ist, 
beschränkt sich ihre Tätigkeit nicht allein auf 
die Vermögensverwaltung. Es handelt sich da-
her bei der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
um „ein operativ tätiges Unternehmen außer-
halb des Finanzsektors“ i.S.d. § 1 Abs. 1 S. 1 Ka-
pitalanlagengesetzbuch (KAGB), für das dieses 
Gesetz keine Anwendung findet. Die Wohnen 
im Steinert GmbH & Co.KG ist auf Dauer ange-
legt und daher nicht zeitlich befristet (§ 19 Abs. 
1 Gesellschaftsvertrag). 

8. Rechtsverhältnisse der persönlich 
 haftenden Gesellschaft
Die Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH ist 
die persönlich und unbeschränkt haftende Ge-
sellschafterin (Komplementärin) der Wohnen 
im Steinert GmbH & Co. KG und führt als solche 
nach § 164 S. 1 HGB die Geschäfte der Wohnen 
im Steinert GmbH & Co. KG. 
Die nur beschränkt haftenden Kommanditis-
ten sind nach § 164 S. 1 HGB von der Führung 
der Geschäfte der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co.KG ausgeschlossen. Gleichwohl haben sie in 
der Gesellschafterversammlung und im Beirat 
wichtige Mitverwaltungs- und Mitwirkungs-
rechte (s. u. Nr. 9). 
Obwohl die Wohnen im Steinert Verwal-
tungs-GmbH als Komplementärin unbe-
schränkt haftet, leistet sie keine Kapitaleinlage 
und hat keinen Kapitalanteil an der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co. KG. Sie ist daher am Ver-
mögen sowie am Gewinn und Verlust der Woh-
nen im Steinert GmbH & CO. KG nicht beteiligt. 
Kommanditist der persönlich haftenden Woh-
nen im Steinert Verwaltungs-GmbH sind bei 
einem Stammkapital von 25.000€ die Caritas 
Altenhilfe St. Martin Rheinhessen gGmbH mit 
einem Gesellschaftsanteil von 13.000 € und der 
Stiftungsfonds Albertus-Hospital zu Gau-Al-
gesheim mit einem Gesellschaftsanteil von  
12.000 €. Beide Gesellschafter der Wohnen im 
Steinert Verwaltungs GmbH gehören gleich-
zeitig auch zu den Gründungskommanditisten 
der Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG. 
Die Caritas Altenhilfe St.Martin Rheinhessen 
gGmbH ist eine gemeinnützige Tochtergesell-

schaft des Caritasverbandes für die Diözese 
Mainz e.V. und ist unter anderem Betreiber des 
an die Grundstücke der Wohnanlage angren-
zenden Caritas Altenzentrums Albertus-Stift 
in Gau-Algesheim, Schulstraße 10. Sie betreibt 
weitere Einrichtungen der Altenhilfe und ein 
Hospiz im Bistum Mainz. Der Caritasverband 
für die Diözese Mainz e.V., Bahnstraße 32, 55128 
Mainz ist Spitzenverband der freien Wohl-
fahrtspflege und als solcher die institutionel-
le Zusammenfassung der Caritas im Bistum 
Mainz. 

Der Stiftungsfonds Albertus-Hospital zu 
Gau-Algesheim ist eine gemeinnützige selbst-
ständige Stiftung bürgerlichen Rechts, dessen 
satzungsgemäße Aufgabe darin besteht, ge-
brechlichen, altersschwachen oder pflegebe-
dürftigen Personen in Gau-Algesheim ohne 
Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, 
Sprache, Heimat oder Herkunft, Glauben, reli-
giöses Bekenntnis oder politische Anschauung 
Hilfe angedeihen zu lassen. 
Geschäftsführer der persönlich haftenden 
Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH sind 
Herr Peter Krafft, wohnhaft in Armsheim und 
Herr Eberhard Peschel wohnhaft in Gau-Alges-
heim. Die Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG 
ist nach § 19 Abs. 1 Gesellschaftsvertrag auf un-
bestimmte Zeit eingegangen und daher nicht 
zeitlich befristet.

9. Kommanditisten
Zielgruppe für den Erwerb von Komman-
ditanteilen sind in erster Linie Bürgerinnen 
und Bürger mit erstem Wohnsitz in der Stadt 
Gau-Algesheim, die mit ihrer Beteiligung als 
Kommanditist für sich oder ihre nahen Ange-
hörigen Anwartschaftsrechte für die Anmie-
tung der Wohnungen erwerben (s. o. Nr. 4.) und 
im Rahmen des gemeinschaftlichen Wohnens 
gleichzeitig Aufgaben des Gemeinwohls erfül-
len (§ 2 Abs.5 Gesellschaftsvertrag). Soweit nicht 
alle Kommanditanteile unter dieser Zielgruppe 
platziert werden können, kommen auch Perso-
nen ohne ersten Wohnsitz in Gau-Algesheim 
als Kommanditisten in Betracht (§ 2 Abs.6 Ge-
sellschaftsvertrag). Nach § 2 Abs.8 S.1 Gesell-
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schaftsvertrag hat jeder Kommanditist zum 
einen eine im Handelsregister einzutragen-
de Hafteinlage in Höhe von 10.000,00 Euro zu 
übernehmen. Nach § 2 Abs.8 S.2 Gesellschafts-
vertrag hat jeder Kommanditist zusätzlich eine 
weitere Pflichteinlage in Höhe von 40.000,-€ zur 
Finanzierung der Gesellschaft zur Verfügung 
zu stellen. Die Pflichteinlage ist in gleicher Wei-
se wie die Hafteinlage nicht entnahmefähig. 
Nach § 2 Abs. 5 Gesellschaftsvertrag können 
Kommanditanteile auch gemeinschaftlich von 
zwei verwandten oder verschwägerte Perso-
nen gemeinschaftlich erworben werden, wenn 
beide gemeinsam schriftlich erklären, wer von 
beiden die mit dem Kommanditanteil verbun-
denen Stimmrechte ausüben soll und zur Ent-
gegennahme aller Erklärungen der übrigen 
Kommanditist und der Gesellschaft ermäch-
tigt wird. Diese Erklärung kann nur durch eine 
ebenfalls gemeinsame schriftliche Erklärung 
der beiden Kommanditisten geändert werden. 
Unabhängig hiervon sind beide Kommanditis-
ten berechtigt, an den Gesellschafterversamm-
lungen teilzunehmen. 

Neben der Zahlung der Haft- und Pflichtein-
lage (§ 2 Abs.8 Gesellschaftsvertrag) gehört es 
zu den in § 6 Gesellschaftsvertrag geregelten 
Pflichten der Kommanditisten
s im Fall der Inanspruchnahme der wohnli-
chen Versorgung an der Förderung des gedeih-
lichen Zusammenlebens der Mietergemein-
schaft einschließlich der gegenseitigen Hilfe 
und Unterstützung mitzuwirken; nähere Ein-
zelheiten werden in der von der Gesellschaf-
terversammlung zu beschließenden Mieter- 
gemeinschaftsordnung geregelt.
s die Interessen der Gesellschaft zu fördern
s den Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft 
einzuhalten und die von den Organen der Ge-
sellschaft gefassten Beschlüsse auszuführen
s eine Änderung der Anschrift unverzüglich 
der persönlich haftenden Gesellschafterin mit-
zuteilen.
Den gesellschaftsvertraglichen Pflichten ste-
hen die in § 5 Gesellschaftsvertrag geregelten 
Rechte der Kommanditisten gegenüber: Die 
Kommanditisten haben nach § 5 Abs. 1 Ge-

sellschaftsvertrag neben dem Anspruch auf 
wohnliche Nutzung (s. o. Nr. 4) auch das Recht, 
an der Gestaltung der Tätigkeit der Gesellschaft 
mitzuwirken. Insbesondere haben die Kom-
manditisten nach § 5 Abs.2 Gesellschaftsver-
trag insbesondere das Recht, 
s an der Gesellschafterversammlung, an ih-
ren Beratungen, Abstimmungen und Wahlen 
teilzunehmen und dort Auskünfte über Ange-
legenheiten der Gesellschaft zu erhalten
s Anträge für die Tagesordnung der Gesell-
schafterversammlung einzureichen; hierzu 
bedarf es der Unterschrift mindestens des 
zehnten Teils der Kommanditisten
s bei Anträgen auf Berufung außerordentli-
cher Gesellschafterversammlungen mitzuwir-
ken; hierzu bedarf es der Unterschrift mindes-
tens von einem Fünftel der Kommanditisten
s nach Maßgabe der Beschlüsse der Gesell-
schafterversammlung am Bilanzgewinn teil-
zunehmen
s rechtzeitig vor Feststellung durch die Ge-
sellschafterversammlung den Jahresabschluss 
einzusehen oder auf eigene Kosten eine Ab-
schrift des Jahresabschlusses, des Lageberich-
tes und des Berichts des Beirates zu verlangen
s die Niederschrift der Gesellschafterver-
sammlung einzusehen
s ihren Gesellschaftsanteil an Dritte oder die 
anderen Kommanditisten weiter zu veräußern.

Die Gesellschafterversammlung ist das 
oberste Willensbildungsorgan der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG, da sie sowohl über 
Änderungen des Gesellschaftsvertrages (so-
genannte Kompetenz-Kompetenz), als auch 
wesentliche Grundlagen der wohnlichen Ver-
sorgung (z.B. Miethöhe) sowie auch die das 
Zusammenleben bestimmende Mietergemein-
schaftsordnung beschließt. Nach § 10 Abs. 3 Ge-
sellschaftsvertrag beschließt daher die Gesell-
schaft neben dem Jahresabschluss auch über 
s die Mietergemeinschaftsordnung nach § 6 
Nr.1 Gesellschaftsvertrag (Anlage zum Mietver-
trag) sowie die Miethöhe der von der Gesell-
schaft überlassenen Wohnräume an die Kom-
manditisten, Personen nach 
§ 5 Abs. 6 Gesellschaftsvertrag und sonstige 
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Mieter nach § 7 und § 8 Gesellschaftsvertrag.
s die Wahl der Beiratsmitglieder nach § 12 Abs. 
2 Gesellschaftsvertrag
s die Wahl der Abschlussprüfer nach Vor-
schlag des Beirats
s die Entlastung der persönlich haftenden Ge-
sellschafterin und des Beirats
s die Entnahme vom Privatkonto soweit sie 
50% überschreitet (§ 4 Abs. 3 Gesellschaftsver-
trag)
s Änderungen des Gesellschaftsvertrages
s Auflösung der Gesellschaft
s die Geschäftsordnung für die persönlich 
haftende Gesellschafterin und den Beirat
s Ausschluss eines Kommanditisten nach § 19 
Abs. 3 Gesellschaftsvertrag.

Der Beirat ist das Aufsichts- und Kontroll- 
organ der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
und berät und unterstützt die Wohnen im 
Steinert Verwaltungs-GmbH in ihrer Funkti-
on als persönliche haftende Gesellschafterin 
bei der Wahrnehmung der Geschäftsführung.  
§ 13 Gesellschaftsvertrag regelt alle wesentliche 
Kompetenzen des Beirats (z.B. Zustimmungs-
vorbehalte), die notwendig sind, die Kontrol-
le und Aufsicht effektiv wahrzunehmen. Mit-
glied des Beirats sind neben den Vertretern 
der Gründungskommanditisten (§ 2 Abs. 2 Ge-
sellschaftsvertrag, s.o. Nr. 6) 4 von der Gesell-
schafterversammlung aus dem Kreis der an-
deren Kommanditisten zu wählende Personen 
(§ 12 Abs. 1 Gesellschaftsvertrag). Der Beirat ist 
daher ein wichtiges Bindeglied zwischen den 
Kommanditisten und der persönlich haftenden 
Gesellschafterin der Wohnen im Steinert GmbH 
& Co.KG. Der Beirat ist notwendig, weil die Ge-
sellschafterversammlung angesichts der Zahl 
ihrer Mitglieder nicht geeignet ist, die vielen 
notwendigen Entscheidungsprozesse in der 
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG eng zu be-
gleiten und zu unterstützen. 
Für jeden Kommanditist werden aus steuer-
rechtlichen Gründen (s.u. Nr.19) mehrere Ge-
sellschafterkonten geführt. Nach § 3 Abs. 1 
Gesellschaftsvertrag wird zum einen ein Kapi-
talkonto I geführt, auf das der eingezahlte Ka-
pitalanteil des Kommanditisten zu buchen ist. 

Das Kapitalkonto I ist unverzinslich. Nach § 3 
Abs. 2 Gesellschaftsvertrag wird daneben für 
jeden Kommanditist ein Kapitalkonto II geführt. 
Darauf sind die festgestellten, aber nicht ent-
nahmefähigen Gewinnanteile, etwaige auf ihn 
entfallende Verluste, von den Kommanditisten 
beschlossene nicht entnahmefähige Rückla-
gen, laut Gesellschaftsvertrag geschuldete, 
über das Haftkapital hinausgehende Pflicht-
einlagen (§ 2 Abs. 8 S. 2 Gesellschaftsvertrag) 
sowie von etwaig eintretenden Kommanditis-
ten gezahlte Agios zu buchen. Den Kapitalkon-
ten können bis zu 30% des jährlichen Gewinns 
zugeführt werden (§ 3 Abs. 2 S. 3 Gesellschafts-
vertrag). Über die Zuführung von mehr als 30% 
des Gewinns entscheidet die Gesellschafter-
versammlung mit einer Mehrheit von mehr 
als 50% (§ 3 Abs. 2 S. 4 Gesellschaftsvertrag). Im  
Übrigen sind die Gewinne dem Privatkonto zu-
zuführen (§ 3 Abs.2  S. 5 Gesellschaftsvertrag). 
Das Kapitalkonto II ist ebenfalls unverzinslich.
 
Außerdem wird nach § 3 Abs. 3 Gesellschafts-
vertrag für jeden Kommanditist ein Privatkon-
to geführt. Darauf werden die entnahmefä-
higen Gewinnanteile, Tätigkeitsvergütungen, 
Zinsen und der Zahlungsverkehr mit der Ge-
sellschaft verbucht. Das Privatkonto ist im Soll 
und Haben mit vier Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen. Die 
Zinsen gelten im Verhältnis der Kommanditist 
zueinander als Aufwand und Ertrag. 

Jeder Kommanditist darf von seiner Beteiligung 
diejenigen Beträge entnehmen, die er benötigt, 
um die Einkommen- bzw. Körperschaftsteu-
er (einschließlich etwaiger Kirchensteuer und 
Solidaritätszuschlag) auf seine Gewinnanteile 
zu bezahlen (§ 4 Abs. 1 S. 1 Gesellschaftsvertrag). 
Die Höhe der Einkommensteuer wird durch An-
wendung des Spitzensteuersatzes (einschließ-
lich etwaiger Kirchensteuer und Solidaritäts-
zuschlag) auf seinen Gewinnanteil ermittelt, 
unabhängig davon, ob Steuern in dieser Höhe 
anfallen oder nicht (siehe zu den Steuern unten 
Nr. 19). Darüber hinaus darf der Kommanditist, 
solange sein Privatkonto bei der Gesellschaft 
(siehe Nr. 19) ein Guthaben aufweist, nach § 4 
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Abs. 2 Gesellschaftsvertrag dieses zu 50% ent-
nehmen, soweit hierfür ein zustimmender Be-
schluss des Beirats gefasst worden ist (§ 4 Abs. 2 
Gesellschaftsvertrag). Weitere Entnahmen be- 
dürfen der Zustimmung der Gesellschafterver-
sammlung. Der Beschluss bedarf einer Mehr-
heit von 70% (§ 4 Abs. 3 Gesellschaftsvertrag).

10. Investitionsziel und –strategie
Die Gesellschaft verfolgt das Ziel, auf den zu er-
werbenden Grundstücken in einer bevorzug-
ten Lage der Stadt Gau-Algesheim hochwertige 
Wohnungen gemeinschaftlichen Wohnens für 
ihre Kommanditisten (ab dem 60. Lebensjahr 
oder Schwerbehinderung von mindestens 50 
%) und andere Personen zu errichten, die die 
besonderen Anforderungen barrierefreien, be-
hinderten- und altersgerechten Wohnens in 
Gemeinschaft erfüllen und die weiteren oben 
bereits genannten Voraussetzungen erfüllen. 
Die Gesellschaft wird 10% ihrer Wohnungen 
einkommensschwachen  Personen (ab dem 
60.Lebensjahr oder mit einer Schwerbehin-
derung von mindestens 50%) mietvertraglich 
überlassen.
Die Gesellschaft strebt dabei ein langfristig 
werthaltiges Investment an, das der Förderung 
von Aufgaben des Gemeinwohls dient. Gewin-
ne kann die Gesellschaft prinzipiell an ihre 
Kommanditisten ausschütten. Gleichwohl sind 
die Wohnungen gemeinschaftlichen Wohnens 
wegen der hohen Gemeinwohlverpflichtung 
für die Kommanditisten als finanzielle Ren- 
diteobjekte nicht geeignet. 
Die Errichtung der Wohnanlage soll durch das 
Aufbringen von Eigen- und Fremdkapital fi-
nanziert werden. Das Eigenkapital besteht aus 
der von den Kommanditisten aufzubringen-
den Kommanditeinlage (Haftsumme 10.000 €) 
sowie aus der zusätzlichen Einlage nach § 3 
des Gesellschaftsvertrages (40.000 €). Das 
Fremdkapital soll bei Banken aufgenommen 
werden und durch eine Grundschuld am Erb- 
baurecht gesichert werden. Einnahmen zur 
Refinanzierung der Investitionen sowie deren 
Instandhaltung soll die Gesellschaft aus den 
Mieten erzielen. Aus den Mieten müssen auch 
die Aufwendungen für die Bewirtschaftung, In-

standhaltung und Abschreibung der Wohnan-
lage gedeckt werden.

11.Risikoprofil
Die Prospektangaben zum Risikoprofil beruhen 
auf den zum Zeitpunkt der Prospektaufstel-
lung bekannten und erkennbaren Sachverhal-
ten und Planungen. Der Prospekt wurde auf 
der Grundlage eines vertretbaren Aufwandes 
mit hoher Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit er-
stellt. Insbesondere auf die getroffenen Annah-
men sowie Kalkulationen und Berechnungen  
(s. u. Nr. 18) wurde große Sorgfalt verwandt. 
Für das Eintreten der dort getroffenen Progno- 
sen kann jedoch keine Haftung übernom- 
men werden. Eine verbindliche Kosten- 
berechnung gemäß DIN 276 liegt zum Zeit-
punkt der Prospekterstellung nicht vor. 
Die in diesem Prospekt berücksichtigte Kosten-
schätzung wurde auf der Grundlage der 2017 
gültigen Baupreise vorgenommen. Es kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass sich die 
Rahmenbedingungen nach Aufstellung des 
Prospektes verändern. Zu bedenken ist in die-
sem Zusammenhang auch, dass für die Bau-
maßnahme ein Architektenwettbewerb ge- 
plant ist. Aus vielen Gründen kann es daher zu 
nachhaltigen Abweichungen von den in die-
sem Prospekt unterstellten Annahmen und 
Rahmenbedingungen kommen. Es kann daher 
nicht ausgeschlossen werden, dass die tatsäch-
lich anfallenden Kosten höher als die prognos-
tizierten ausfallen werden. Zudem sind Risiken 
insbesondere in möglichen Bauzeitverzöge-
rungen und Zinsänderungen zu sehen. 
Das Hauptrisiko einer Beteiligung als Komman-
ditist an der Wohnen im Steinert GmbH & Co. 
KG liegt darin, dass die Gesellschaft notleidend 
bzw. insolvent wird, weil die Investitions- und 
Betriebskosten des Gesamtobjekts nicht durch 
die laufenden Mieteneinnahmen der Gesell-
schaft gedeckt werden können. Maßgeblich für 
die Investitionskosten des Objekts sind die Auf-
wendungen für den Erwerb der Erbbaurechte 
und die Kosten der Errichtung der Gebäude und 
Außenanlagen. Von zentraler Bedeutung ist es 
daher, dass die Baukosten so weit wie mög-
lich im Rahmen der geplanten Baukosten und 
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im Zeitplan bleiben. Risiken bei den Baukosten 
können sich daraus ergeben, dass z.B. der Bau-
träger während der Errichtung der Wohnanla-
ge wegen Insolvenz ausfällt oder aus anderen 
Gründen ganz erhebliche Kostensteigerungen 
oder Verzögerungen entstehen. Kostensteige-
rungen können sich ergeben aus der Berück-
sichtigung zu vieler Planungsänderungen wäh- 
rend des Baus. Auch Verzögerungen und zu-
sätzliche Auflagen der Baugenehmigung und 
sonstiger staatlicher Genehmigungen können 
zu höheren Baukosten führen. Weiterhin kön-
nen sich auch schwierige Bodenverhältnisse 
oder ungünstige Witterungsverhältnisse auf 
die Baukosten auswirken. Maßgeblich für die 
Betriebskosten des Objekts ist neben den ge-
wöhnlichen laufenden Kosten einer Immobilie 
der Kapitaldienst für das von der Gesellschaft 
eingesetzte Fremdkapital und die Entwicklung 
der Zinshöhe. Da die Mieteinnahmen die Haupt- 
einnahmen der Gesellschaft darstellen, ist die 
richtige Kalkulation der Miete von zentraler 
Bedeutung. Dabei müssen allerdings wie im-
mer auch Marktgesichtspunkte berücksichtigt 
werden. Weiter kommt hinzu, dass die Miete für 
einen Teil des Wohnraums für finanziell bedürf-
tige Menschen ebenfalls in einem bestimmten 
Rahmen bleiben müssen. Die notwendige De-
ckung der Investitions- und Betriebskosten des 
Objekts setzt voraus, dass ein Leerstand der 
Wohnungen bei der Erst- oder Wiedervermie-
tung so weit wie möglich vermieden bzw. kurz 
gehalten werden kann. Ein weiteres Risiko kann 
sich daraus ergeben, dass die Gesellschaft die 
für die Errichtung ihrer Objekte vorausgeplan-
te Eigenkapitalfinanzierung nicht aufbringen 
kann, weil nicht alle Kommanditanteile recht-
zeitig platziert werden können. 
Von einer Fremdfinanzierung der Beteiligung 
als Kommanditist wird wegen der nicht zu er-
wartenden Rendite dringend abgeraten. Wenn 
ein Kommanditist seine Beteiligung durch die 
Aufnahme eines Kredits finanziert, besteht das 
Risiko, dass er seinen Zins- und Tilgungsver-
pflichtungen nicht nachkommen kann, wenn 
Einkommen und Vermögen nicht in ausrei-
chendem Maße vorhanden sind.

12. Gesellschaftsrechtliche Risiken
Mit dem Erwerb eines Kommanditanteils wer-
den die Erwerber Kommanditist der Wohnen 
im Steinert GmbH & Co.KG und sind auf diese 
Weise Mitunternehmer der Wohnanlage. Der 
Gesellschaftsvertrag gewährt den Kommandi-
tisten auf der einen Seite Mitbestimmungs- und 
Kontrollrechte an der Gesellschaft und ermög-
licht ihnen die finanzielle Beteiligung an der 
Gesellschaft. Auf der anderen Seite tragen die 
Kommanditisten als Mitunternehmer auch die 
Unternehmensrisiken der Gesellschaft. D.h. ein 
Totalverlust des Gesellschaftsvermögens führt 
auch zu einem Totalverlust sämtlicher Einlagen 
der Kommanditisten. Die Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG haftet ihren Gläubigern gegen-
über unbeschränkt mit ihrem gesamten Gesell-
schaftsvermögen. Wesentliches Gesellschafts-
vermögen wird die Wohnanlage „Wohnen im 
Steinert“. Die persönlich haftende Gesellschaf-
terin Wohnen Im Steinert Verwaltungs-GmbH 
haftet als Komplementärin der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG ihren Gläubigern un-
mittelbar, persönlich und unbeschränkt (§§ 161 
Abs. 2, 128 S. 1 HGB) mit ihrem gesamten Gesell-
schaftsvermögen. Zum Gesellschaftsvermögen 
gehört im Wesentlichen das der Bindung un-
terliegende Stammkapital der Gesellschaft in 
Höhe von 25.000 €. Bei den Kommanditisten 
ist die unmittelbare und persönliche Haftung 
gegenüber den Gläubigern der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG auf die jeweils im Han-
delsregister eingetragene Haftsumme nach § 2 
Abs. 7 S. 1 Gesellschaftsvertrag (10.000 €) sowie 
die Pflichteinlage nach § 2 Abs. 7 S. 2 Gesell-
schaftsvertrag (40.000 €) begrenzt (§ 171 Abs. 1 
HS.1 HGB). Soweit diese im Gesellschaftsvertrag 
der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG be-
stimmten Zahlungspflichten vom Kommandi-
tisten erfüllt worden sind, ist er von seiner per-
sönlichen Haftung gegenüber den Gläubigern 
frei (§ 171 Abs.1 HS.2 HGB). Soweit die Komman-
ditisten ihre Einlagen erbracht haben, haften 
daher gegenüber den Gläubigern nur das Ver-
mögen der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
und das Vermögen der persönlich haftenden 
Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH. Die 
Haftung des seine Einlagepflichten erfüllen-
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den Kommanditisten würde allerdings wieder 
aufleben, wenn er Gewinne entnehmen würde, 
obwohl sein Kapitalanteil durch Verluste un-
ter den Betrag der Einlage (Haftsumme 10.000 
€) gemindert ist bzw. die Entnahme eine sol-
che Minderung zur Folge hätte (§ 172 Abs. 4 S. 2 
HGB). Gewinnentnahmen sind daher nach dem 
Gesellschaftsvertrag nur für den Fall zulässig, 
dass damit die aus der Beteiligung entstehen-
den Steuerschulden gedeckt werden müssen 
(s. u. Nr. 19). Hinzuweisen ist auch noch darauf, 
dass nach § 2 Abs. 10 des Gesellschaftsvertra-
ges der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG eine 
weitergehende Nachschusspflicht der Kom-
manditist ausdrücklich nicht besteht, soweit sie 
ihre Kommanditeinlage in Höhe von 10.000 € 
(Hafteinlage) sowie die zusätzliche Pflichteinla-
ge nach § 2 Abs. 8 Gesellschaftsvertrag (40.000 €) 
geleistet haben.

13. Grenzen der Nutzungsrechte
Ein Rechtsanspruch der Kommanditisten auf 
Nutzung einer bestimmten Wohnung kann aus 
dem Gesellschaftsvertrag der Wohnen im Stei-
nert GmbH & Co. KG nicht abgeleitet werden  
(§ 5 Abs. 7 Gesellschaftsvertrag). Die näheren 
Einzelheiten der wohnlichen Versorgung re-
gelt der mit der Gesellschaft abzuschließende 
Mietvertrag und die von der Gesellschafterver-
sammlung zu beschließende Mietergemein-
schaftsordnung (§ 5 Abs. 10 S. 1 Gesellschafts-
vertrag). Die Untervermietung der einem 
Kommanditisten oder einem anderen Wohn-
anlagennutzer überlassenen Wohnräume ist 
ausgeschlossen (§ 5 Abs. 10 S. 2 Gesellschafts-
vertrag).

14. Kündigung der Beteiligung
Die Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG ist als 
Gesellschaft auf unbestimmte Zeit gegründet (§ 
19 Abs. 1 Gesellschaftsvertrag). Die Gesellschaft 
kann nach § 19 Abs. 2 Gesellschaftsvertrag zum 
Ende eines jeden Geschäftsjahres von einem 
Kommanditisten schriftlich gegenüber der 
persönlich haftenden Kommanditistin Wohnen 
im Steinert Verwaltungs-GmbH mit einer Frist 
von sechs Monaten gekündigt werden, erst-
mals jedoch zum 31.12.2030. Im Fall der Kün-

digung erhält der kündigende Kommanditist 
nach § 21 Abs. 1 S. 1 Gesellschaftsvertrag eine 
Abfindung, deren Höhe sich nach § 21 Abs. 1 
S. 2 nach dem anteiligen Unternehmenswert 
bemisst. Maßgeblich für die Bemessung des 
Unternehmenswertes ist nach § 21 Abs. 2 Ge-
sellschaftsvertrag das Gutachten der die Er-
richtung der Wohnanlage finanzierenden Bank. 
Der anteilige Unternehmenswert ergibt sich 
nach § 21 Abs. 3 Gesellschaftsvertrag aus dem 
Anteil des ausscheidenden Kommanditisten 
gemäß seinem Kapitalanteil. Die Kündigung ist 
schriftlich gegenüber der persönlichen haften-
den Kommanditistin Wohnen im Steinert Ver-
waltungs-GmbH zu erklären.
In der Zeit bis zum 31.12.2030 kann es beim Kom-
manditisten aus vielen verschiedenen Gründen 
notwendige werden, sich von seinem Kom-
manditanateil zu trennen. Hierfür kommen fol-
gende Handlungsmöglichkeiten in Frage: Zum 
einen kann der am Verkauf interessierte Kom-
manditist selbst für seinen Gesellschaftsanteil 
einen interessierten Käufer suchen und diesem 
seinen Kommanditanteil nach § 18 Abs. 3 Ge-
sellschaftsvertrag übertragen (s. u. Nr. 15). Zum 
anderen kann er aber auch bei der Suche nach 
einem Kaufinteressenten die Hilfe der persön-
lich haftenden Gesellschafterin in Anspruch 
nehmen. Die persönlich haftende Gesellschaf-
terin führt ständig eine Liste von Personen, die 
an der Inanspruchnahme der wohnlichen Ver-
sorgung der Wohnen im Steinert GmbH & Co. 
KG und oder an einem Kommanditanteil der 
Gesellschaft interessiert sind. Bei einem Inte-
ressenten für die wohnliche Versorgung kann 
die persönlich haftende Gesellschafterin den 
dafür erforderlichen Abschluss des Mietvertra-
ges von der Übernahme eines Kommanditan-
teils abhängig machen. Unabhängig hiervon 
besteht für einen am Verkauf interessierten 
Kommanditisten als letzter Ausweg auch noch 
die Möglichkeit, den Kommanditanteil am 
Zweitmarkt zu veräußern. Am Zweitmarkt kön-
nen Anteile an geschlossenen Vermögensfonds 
während der Laufzeit des die Anlage betreffen-
den Vertrages veräußert werden. 
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15. Übertragung der Beteiligung
Unabhängig von der Kündigung kann jeder 
Kommanditist seinen Gesellschaftsanteil aber 
auch an eine andere Person nach § 18 Gesell-
schaftsvertrag weiter veräußern oder ver-
schenken. Übertragungen an Ehegatten und 
Abkömmlingen (Kinder und Enkel) sind ohne 
weiteres möglich (§ 18 Abs. 2 Gesellschaftsver-
trag). Übertragungen an andere Personen oder 
auf Mit-Kommanditisten bedürfen der Zustim-
mung des Beirates der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG (§ 18 Abs. 3 S. 1 Gesellschaftsver-
trag). In Fällen der Übertragung an Personen, 
die nicht Ehegatten oder Abkömmlinge sind, 
steht darüber hinaus der persönlich haftenden 
Gesellschafterin Wohnen im Steinert Verwal-
tungs-GmbH ein Vorkaufsrecht zu (§ 18 Abs. 3 S. 
2 Gesellschaftsvertrag). Die persönlich haften-
de Gesellschafterin kann jedoch nur innerhalb 
einer Frist von 6 Wochen nach schriftlicher 
Aufforderung zur Ausübung des Vorkaufrech-
tes durch den veräußernden Kommanditist 
das Vorkaufsrecht ausüben (§ 18 Abs. 3 S. 4 Ge-
sellschaftsvertrag). Macht sie keinen Gebrauch 
von ihrem Vorkaufsrecht, kann sie den Gesell-
schaftsanteil auch den anderen Kommandi-
tisten anbieten. Ein Kommanditanteil darf in 
den vorgenannten Fällen für Teilübertragun-
gen maximal gedrittelt werden (§ 18 Abs. 4 S.1 
Gesellschaftsvertrag). Die Übertragung eines 
Gesellschaftsanteils kann in der Regel nur mit 
Wirkung zum Ende eines Geschäftsjahres er-
folgen (§ 18 Abs. 4 S. 2 Gesellschaftsvertrag).

16. Vererbung der Beteiligung
Im Falle des Todes eines Kommanditisten geht 
die Kommanditbeteiligung als Bestandteil des 
Nachlassvermögens im Wege der Vererbung 
wie alle anderen Vermögensgegenstände auf 
die erbberechtigten Personen über (§ 17 Abs. 1 S. 1 
Gesellschaftsvertrag). In gleicher Weise kann 
der Kommanditanteil auch in Form eines Ver-
mächtnisses an die bedachte Person überge-
hen. Werden mehrere Personen Erben oder 
Vermächtnisnehmer eines Kommanditisten, 
können sie ihre Rechte als Kommanditist nur 
einheitlich durch einen gemeinsamen Be-
vollmächtigen ausüben, der auch zur Ent-

gegennahme aller Erklärungen der übrigen 
Kommanditisten und der Gesellschaft als er-
mächtigt gilt (§ 17 Abs. 1 S. 2 Gesellschaftsver-
trag). Solange ein Bevollmächtigter der Erben 
nicht schriftlich gegenüber der persönlich haf-
tenden Kommanditistin einheitlich benannt ist, 
ruhen die Stimmrechte der betroffenen Gesell-
schaftsbeteiligung und es können weder Ent-
nahmen getätigt werden, noch kann über das 
Gewinnbezugsrecht oder das Auseinanderset-
zungsguthaben verfügt werden (§ 17 Abs. 2 Ge-
sellschaftsvertrag). 

17. Ausschluss von Kommanditisten
Ein Kommanditist kann bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes nach § 19 Abs. 3 Gesell-
schaftsvertrag durch die Gesellschafterver-
sammlung ausgeschlossen werden. Wichtige 
Gründe sind unter anderem die in § 19 Abs. 3 
S. 3 Gesellschaftsvertrag genannten Verstö-
ße gegen den Gesellschaftsvertrag. Nach § 20 
Gesellschaftsvertrag kann auch die Insolvenz 
eines Kommanditisten zum Ausschluss füh-
ren. Im Fall des Ausschlusses eines Komman-
ditisten steht ihm eine Abfindung nach § 21 
Gesellschaftsvertrag zu. Die Höhe bemisst sich 
nach § 21 Abs. 1 S. 2 nach dem anteiligen Unter-
nehmenswert. Maßgeblich für die Bemessung 
des Unternehmenswertes ist nach § 21 Abs. 2 
das Gutachten der die Errichtung der Wohn-
anlage finanzierenden Bank. Der anteilige Un-
ternehmenswert ergibt sich nach § 21 Abs. 3 
Gesellschaftsvertrag aus dem Anteil des aus-
scheidenden Kommanditisten gemäß seinem 
Kapitalanteil.

18. Investitions- und Finanzierungsplan
Die nachfolgenden Erläuterungen stellen die 
wesentlichen Grundlagen und Annahmen 
der Investitions- und Finanzierungsprogno-
se zum Zeitpunkt der Prospekterstellung dar. 
Die Prospektangaben zum Investitions- und 
Finanzierungsplan beruhen auf den zum Zeit-
punkt der Prospektaufstellung bekannten und 
erkennbaren Sachverhalten und Planungen. 
Der Prospekt wurde auf der Grundlage eines 
vertretbaren Aufwandes mit hoher Sorgfalt 
und Gewissenhaftigkeit erstellt. Insbesondere 
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auf die getroff enen Annahmen sowie Kalkula-
tionen und Berechnungen wurde große Sorg-
falt verwandt. Für das Eintreten der Progno-
sen kann jedoch keine Haftung übernommen 
werden. Eine verbindliche Kostenberechnung 
gemäß DIN 276 liegt zum Zeitpunkt der Pros-
pekterstellung nicht vor. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass sich die Rahmenbe-
dingungen nach Aufstellung dieses Prospektes 
verändern. Dies könnte zu nachhaltigen Ab-
weichungen von den in diesem Prospekt un-
terstellten Annahmen und Rahmenbedingun-
gen führen. Bei den Prognoseberechnungen 
wurden bestimmte Kostenansätze zugrunde 
gelegt. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass die tatsächlich anfallenden Kosten höher 
als die prognostizierten ausfallen werden. Zu-
dem sind Risiken insbesondere in möglichen 
Bauzeitverzögerungen und Zinsänderungen 
zu sehen. 

Prognose Mittelherkunft
Die Investition wird durch die Aufnahme von 
Fremdkapital und Eigenkapital fi nanziert. 
Die Eigenmittel bestehen aus den Haft- und 
Pfl ichteinlagen der Kommanditisten sowie dem 
Kommanditkapital. In der Planungsrechnung 
beträgt das geplante Eigenkapital der “Wohnen 
im Steinert GmbH & Co. KG“  2.500.000,00 €.  

Das gezeichnete Kapital beträgt zum Zeitpunkt 
der Prospekterstellung 250.000,00 € und ist 
von den Gründungskommanditisten erbracht 
worden. Für die fünf Gründungskomman-
ditisten ist insgesamt eine Haftsumme von 
50.000,00 € in das Handelsregister eingetragen 
worden. Das Haftkapital der Gesellschaft wird 
auf 500.000,00 € durch die Aufnahme weiterer 
natürlicher Personen erhöht. Zusätzlich hierzu 
beträgt die weitere Pfl ichteinlage eines jeden 
Kommanditisten gleichmäßig 40.000,00 €. 
Das Fremdkapital wird planmäßig durch lang-
fristige Darlehen bei deutschen Banken aufge-
nommen und macht voraussichtlich 72 Prozent 
bezogen auf das Gesamtinvestitionsvolumen 
aus. Bei den Finanzierungen sind langfristige 
Endfi nanzierungen geplant, die in der Regel 
eine Zinsbindung über einen längeren Zeit-
raum vorsehen. Hierbei werden Zinsfestschrei-
bungen von 10 bis 15 Jahren angestrebt. Kon-
krete Finanzierungszusagen liegen bislang 
nicht vor. 

Einzahlungen Kommanditkapital und Pfl icht-
einlage 2.500.000,00€ plus Fremdkapital 
6.493.866,00 €. Insgesamt werden für die In-
vestition in das Bauprojekt Gesamtausgaben in 
Höhe von 8.993.866,00 € angenommen.
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Plan-Kapitalflussrechnung 
(Prognose) 2020
Die Gesellschaft erzielt ordentliche Erträge 
aus Mieten der Immobilie sowie ggf. Zinsen 
aus Bankguthaben. Von den Erträgen müssen 
Beträge, die für die Bewirtschaftung, künftige 

Instandsetzungen und notwendige Liquidi-
tätsrücklagen erforderlich sind, einbehalten 
werden. 
Die Prognoserechnung beruht auf Annahmen, 
die teilweise durch Erfahrungswerte und Kapi-
talmarktannahmen belegt sind.

Als Nebenkosten werden Kosten in Zusammen-
hang mit Grundbucheintragung, Notarkos-
ten sowie fällige Bauzeitenzinsen angesetzt, 
die sich gemäß Kalkulation in Summe auf ca. 
163.857,00 € belaufen. Auf Basis der Erfahrungs-
werte sind hierbei Kosten für Grundbuchein-
tragung und Notar mit insgesamt 26.400,00€  
sowie Bauzeitenzinsen in Höhe von 137.457,00 € 
berücksichtigt. Als Liquiditätsreserve ist ein Be-
trag in Höhe von rund 1.064.836,00 € vorgese-
hen. Sie dient zur Deckung von erhöhten oder 

unvorhergesehenen Kosten sowie zum Aus-
gleich von Ertrags- bzw. Liquiditätsschwan-
kungen. Zusätzlich wird für die Herstellung der 
Immobilie ein Anfangsaufwand in Höhe von 
159.200,00 € kalkuliert. Dieser setzt sich zusam-
men aus der Grunderwerbssteuer in Höhe von 
40.000 €, Erbpachtzahlungen in Höhe von jähr-
lich 39.600,00 € sowie einer prognostizierten 
jährlichen Vergütung für die Verwaltung und 
Bewirtschaftung der Immobilie in Höhe von 
jährlich 20.000,00 €.
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Mieterträge
Die jährlichen Mieterträge ergeben sich aus ei-
ner angenommenen Nettomiete von 9,80 Euro/
m² und einer prognostizierten Mietfläche von 
ca. 3.500,00 m².  Von den Mieterträgen wurde 
eine Mietminderung in Höhe von 10.000,00 € 
p.a. aufgrund einer angenommenen Eigen-
nutzung der Kommanditisten zugrundegelgt. 
Besonderen, den Wert der Immobilie beein-
flussende Faktoren, kann durch Zu- oder Ab-
schläge Rechnung getragen werden. Die hier 
vorgenommene Berechnung geht davon aus, 
dass sich die Miete jeweils am 01.01 in einem 
angenommenen Turnus von fünf Jahren in 
Höhe von 4 Prozent erhöht. Über die maßgeb-
liche Miethöhe entscheidet die Gesellschafter-
versammlung der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co.KG.

Zinsaufwand
Die Gesellschaft wird  zur Finanzierung ein 
langfristiges Darlehen bei einer deutschen Bank 
in Höhe von schätzungsweise 6.493.866,00 € 
aufnehmen. Beabsichtigt ist die Aufnahme ei-
nes Annuitätendarlehens mit einer langfristi-
gen Festzinsvereinbarung und einer anfängli-
chen Tilgung zwischen 2,5% und 3%. Über die 
Form der Anschlussfinanzierung  wird anhand 
der aktuellen Gegebenheiten erst kurzfristig 
vor dem Anschlussfinanzierungszeitpunkt 
entschieden. Die Konditionen werden von dem 
dann aktuellen Zinsniveau abhängen. Für die 
Prognoserechnung wurde für die Anschlussfi-
nanzierung ein Zinssatz von 3% p.a. und eine 
annuitätische Tilgung in Höhe von 3 % auf den 
dann bestehenden Saldo angenommen.

Verwaltung
Aufwendungen, die im Zusammenhang mit dem 
Management und der Verwaltung der Immobi-
lie entstehen, werden mit anfänglich 20.000 € 
beziffert. Der Prognoseberechnung liegt eine 
jährliche Steigerung von 2 % zugrunde. 

Instandhaltung
Die Gesellschaft hat Instandhaltungs- und In-
standsetzungsverpflichtungen. In der Progno-
serechnung wurden jährliche Instandhaltungs- 

und Instandsetzungsbeträge in Höhe von 0,6 % 
der Herstellungskosten vorgesehen, um Män-
gel, die sich aus  “Modernisierungs-, Umbau-, 
Instandhaltungs- und Instandsetzungsauf- 
wendungen“ ergeben, zu beseitigen. Innerhalb 
der ersten fünf Jahre ist geplant, anfallende Ar-
beiten über bestehende Gewährleistungen zu 
erwirken. Die tatsächliche Höhe der Instand-
haltungs- und Instandsetzungsaufwendungen 
ist derzeit kaum prognostizierbar. Sie hängt 
einerseits von den auftretenden Schäden und 
Notwendigkeiten an den Objekten andererseits 
von der Entwicklung der Löhne und Handwer-
kerkosten ab. Insofern kann es zu von der Pro-
gnose abweichenden Aufwendungen kommen.

Mietausfälle
In der Ergebnisprognose wird ein Mietausfall-
wagnis berücksichtigt. Mietausfälle können 
insbesondere entstehen, wenn bei einem Mie-
terwechsel nicht unmittelbar ein Anschluss-
mietvertrag abgeschlossen werden kann oder 
Zahlungsausfälle bei zahlungsunfähigen Mie-
tern entstehen. Das Mietausfallwagnis wird 
mit anfänglich 6% und ab dem zweiten Jahr der 
Vermietung mit 3% der Jahresmiete bewertet.

Erbbauzins
Der Erbbauzins für das Grundstück beträgt 
jährlich 39.600 € (s. o. Nr. 2). Er ist auf Basis des 
Verbraucherpreisindex wertgesichert. Eine Er-
höhung wurde bei der Prognoseberechnung 
nicht berücksichtigt.

Abschreibung
Die Herstellungskosten der Immobile werden 
mit 2% p.a. linear abgeschrieben. Die Bemes-
sungsgrundlage für die Abschreibung ergibt 
sich aus den prognostizierten Herstellungs-
kosten der Immobilie.

Wesentliche Risiken 
der Vermögensanlagen
Die Prospektangaben beruhen auf den zum 
Zeitpunkt der Prospektaufstellung bekannten 
und erkennbaren Sachverhalten und Planun-
gen. Dieser Verkaufsprospekt wurde mit hoher 
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit erstellt. Insbe-
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sondere auf die getroffenen Annahmen sowie 
Kalkulationen und Berechnungen wurde große 
Sorgfalt verwandt. Für das Eintreten der Prog-
nosen kann jedoch keine Haftung übernommen 
werden. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass sich die Rahmenbedingungen nach Auf-
stellung dieses Verkaufsprospektes verändern. 
Dies könnte zu nachhaltigen Abweichungen 
von den in diesem Verkaufsprospekt unter-
stellten Annahmen und Rahmenbedingungen 
führen. Bei den Prognoseberechnungen wur-
den bestimmte Kostenansätze zugrunde ge-
legt. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass die tatsächlich anfallenden Kosten höher 
als die prognostizierten ausfallen werden. Zu-
dem sind Risiken insbesondere in möglichen 
Bauzeitverzögerungen und Zinsänderungen 
zu sehen. 

19. Steuerliche Behandlung 
 der GmbH & Co.KG
Die nachfolgenden Ausführung betreffen die 
wesentlichen Grundlagen der steuerlichen Be- 
handlung der Wohnen im Steinert GmbH & Co. 
KG dar. Sie basieren auf der zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung geltenden Rechtslage. 

Einkommenssteuer
Bei der Besteuerung der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG ist zunächst die Einkommens-
steuer von Bedeutung. Die GmbH & Co. KG ist 
als Personengesellschaft nach deutschem 
Steuerrecht transparent, d. h. sie ist nicht selbst 
Steuersubjekt für Zwecke des Einkommen-
steuerrechts und schuldet daher nicht selbst 
Einkommensteuer in Bezug auf die von ihr er-
zielten Gewinne. Die GmbH & Co. KG fungiert 
als Einkünfteerzielungs- und Einkünfteer-
mittlungssubjekt: Sie erzielt Einkünfte, die auf 
Ebene der Gesellschaft selbst einer Einkunfts-
art zugeordnet und dort ermittelt werden. An-
schließend werden diese Einkünfte nach dem 
maßgeblichen Gewinnverteilungsschlüssel un- 
mittelbar den Kommanditisten zugerechnet. 
Im Rahmen der Veranlagung wird die Qualifi-
kation und Ermittlung der Einkünfte in einem 
Bescheid über die gesonderte und einheitliche 
Feststellung des Gewinns der GmbH & Co. KG 

von dem hierfür zuständigen Betriebsstättenfi-
nanzamt vorgenommen. Dieser Feststellungs-
bescheid berücksichtigt Leistungen zwischen 
den Kommanditisten und der Wohnen im Stei-
nert GmbH & Co. KG, z. B. Vergütungen an einen 
Kommanditisten für Leistungen an die Gesell-
schaft (sog. Sonderbetriebseinnahmen), sowie 
Aufwendungen der Gesellschaft, die der Gesell-
schaft oder der Gesellschafterstellung dienen 
(sog. Sonderbetriebsausgaben). Der Feststel-
lungsbescheid enthält ferner die Feststellung 
der Gewinnverteilung unter den Kommanditis-
ten und ist für die Veranlagung der einzelnen 
Kommanditisten durch die für sie zuständigen 
Wohnsitzfinanzämter bindend. 

Qualifizierung der Einkünfte 
Die GmbH & Co. KG erzielt im Wesentlichen Ein-
nahmen aufgrund Vermietung von Wohnräu-
men und evtl. in Form von Zinserträgen. Diese 
Einkünfte sind steuerlich nach der Konzeption 
der GmbH & Co. KG als gewerbliche Einkünfte 
zu qualifizieren. Die GmbH & Co. KG erzielt auf-
grund der Fiktion gemäß § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG 
gewerbliche Einkünfte, da bei ihr ausschließ-
lich eine Kapitalgesellschaft (die Wohnen im 
Steinert Verwaltung-GmbH) persönlich haften-
de, geschäftsführende Kommanditistin ist (sog. 
gewerbliche Prägung). 

Ermittlung der Einkünfte
Als Mitunternehmerschaft mit gewerblichen 
Einkünften ermittelt die Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG ihre Einkünfte nach Bilanzie-
rungsgrundsätzen gemäß §§ 4 und 5  Abs. 1 EStG 
durch Betriebsvermögensvergleich. Dies hat 
zur Folge, dass sich bereits Forderungen und 
Verbindlichkeiten in der Steuerbilanz auf den 
steuerlichen Ertrag der GmbH & Co. KG auswir-
ken. Zinserträge der Wohnen Im Steinert GmbH 
& Co. KG werden steuerlich als Ertrag behan-
delt, sobald die Zinsforderung (unabhängig 
vom Zeitpunkt deren Fälligkeit) entstanden ist. 

Gewerbesteuer für laufende Einkünfte
Aufgrund der einkommensteuerlich als ge-
werblich zu qualifizierenden Tätigkeit der Woh-
nen im Steinert GmbH & Co. KG wird auch für 
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Zwecke der Gewerbesteuer angenommen, dass 
die GmbH & Co. KG einen Gewerbebetrieb gem. § 
2 Abs. 1 Gewerbesteuergesetz (GewStG) betreibt. 
Die Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG selbst 
ist Schuldnerin der Gewerbesteuer. Die Gewer-
besteuer ist gemäß § 7 S. 1 GewStG ausgehend 
vom einkommensteuerlichen Gewinn zu be-
rechnen, der auf Ebene der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG ermittelt wurde und der gem. §§ 
8 und 9 GewStG um bestimmte Hinzurechnun-
gen und Kürzungen modifiziert wird. Der sich 
so ergebende Gewerbeertrag wird nach Abrun-
dung auf volle € 100 und nach Abzug des Frei-
betrages für Personengesellschaften in Höhe 
von € 24.500,00 (höchstens jedoch nach Abzug 
eines Freibetrags in Höhe des abgerundeten 
Gewerbeertrags) mit der Steuermesszahl von 
3,5 % multipliziert, um den Steuermessbetrag 
zu ermitteln. Die Gewerbesteuer errechnet sich 
durch Multiplikation des Hebesatzes mit die-
sem Steuermessbetrag (§ 16 Abs. 1 GewStG). Für 
die Wohnen Im Steinert GmbH & Co. KG ist nach 
gegenwärtiger Konzeption die Stadt Gau-Al-
gesheim hebeberechtigt. Die Stadt Gau-Al-
gesheim hat zum Zeitpunkt der Prospektauf- 
stellung (2016) einen Hebesatz von 365 % 
festgesetzt.

Gewinne eines Kommanditisten bei An-
teilsveräußerung oder Ausscheiden 
Die Kommanditisten der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG können aufgrund einer Veräu-
ßerung ihres Anteils bzw. einer Abfindungs-
zahlung bei Ausscheiden Gewinne erzielen, 
wenn der damit erzielte Erlös höher ist als der 
aktuelle steuerbilanzielle Buchwert des betref-
fenden Anteils (Saldo aller Kapital- und Ver-
rechnungskonten des betreffenden Komman-
ditisten) zuzüglich Veräußerungskosten. Solche 
Gewinne bei Anteilsveräußerung oder infolge 
Ausscheidens unterliegen grundsätzlich nicht 
der Gewerbesteuer. Die Veräußerungs- und 
Aufgabegewinne lösen jedoch gemäß § 7 S. 2 
GewStG ausnahmsweise bei der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co. KG selbst Gewerbesteuer 
aus, soweit es sich bei dem Veräußerer oder 
dem ausscheidenden Kommanditist nicht um 
eine unmittelbar als Mitunternehmer beteilig-

te, natürliche Person, sondern um eine Perso-
nen- oder Kapitalgesellschaft handelt. Obwohl 
der Veräußerungs- bzw. Aufgabegewinn vom 
jeweiligen Kommanditisten erzielt wird, ist die 
darauf entfallende Gewerbesteuer auf Ebene 
der GmbH & Co. KG geschuldet.

Umsatzsteuer
Die Tätigkeit der Wohnen Im Steinert GmbH & 
Co. KG beschränkt sich im Wesentlichen auf die 
Vermietung und Verpachtung von Wohnraum. 
Diese Umsätze unterliegen nicht der Umsatz-
steuer. Die Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG 
kann jedoch andererseits Vorsteuern aus eige-
nen Zahlungsverpflichtungen, die mit diesen 
Umsätzen im Zusammenhang stehen, nicht im 
Wege des Vorsteuerabzugs geltend machen.

20. Steuerliche Behandlung 
 der Kommanditisten
Die nachfolgenden Ausführungen stellen die 
wesentlichen Grundlagen der steuerlichen 
Konzeption der Beteiligung an der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG dar. Sie basieren auf 
der zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung 
geltenden Rechtslage. Die Ausführungen ge-
ben die für die Kommanditisten wesentlichen 
steuerlichen Folgen einer Beteiligung an der 
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG wieder. 
Die wesentlichen steuerlichen Konsequenzen 
des Erwerbs, des Haltens und einer Verfügung 
über den Kommanditanteil sind abhängig von 
den individuellen Verhältnissen des einzelnen 
Kommanditisten. Eine umfassende Behand-
lung sämtlicher steuerrelevanter Auswirkun-
gen auf den Kommanditisten  setzt daher die 
Kenntnis seiner individuellen steuerlichen Si-
tuation voraus, welche nur ihm bekannt ist. Die 
nachfolgenden Ausführungen beruhen daher 
auf Annahmen und können daher eine indi-
viduelle steuerlicher Beratung des Komman-
ditisten nicht ersetzen. Von der steuerlichen 
Behandlung der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co.KG ist die Behandlung des einzelnen Kom-
manditisten zu unterscheiden. Die Darstellung 
in diesem Abschnitt gilt nur für Kommandi-
tisten, die nur in Deutschland als natürliche 
Personen unbeschränkt einkommenssteuer-
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pflichtig sind, ihre Beteiligung an der Wohnen 
im Steinert GmbH & Co.KG im steuerlichen Pri-
vatvermögen halten und die den Erwerb ihres 
Anteils nicht fremdfinanzieren sowie nicht am 
Zweitmarkt erworben haben. Von einer Fremd-
finanzierung des Beteiligungserwerbs wird 
ausdrücklich abgeraten.

Mitunternehmerschaft
Die Wohnen Im Steinert GmbH & Co. KG bildet 
mit ihren Kommanditisten aufgrund ihrer als 
gewerblich zu qualifizierenden Einkünfte eine 
sog. Mitunternehmerschaft. Die auf Ebene der 
GmbH & Co. KG ermittelten Einkünfte werden 
aus der Handelsbilanz der GmbH & Co. KG ab-
geleitet, aufgrund steuerlicher Vorgaben mo-
difiziert und den Kommanditisten gemäß den 
gesellschaftsvertraglichen Absprachen gemäß 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG anteilig als Einkünfte 
zugerechnet. Die Kommanditisten sind steu-
erlich „Mitunternehmer“. Für die Stellung als 
Mitunternehmer ist dabei erforderlich, dass 
ein Anleger „Mitunternehmerrisiko“ trägt und 
„Mitunternehmerinitiative“ entfaltet. Das Mit-
unternehmerrisiko bezeichnet die wirtschaftli-
che Beteiligung am Erfolg oder Misserfolg der 
Gesellschaft. Mitunternehmerinitiative ist bei 
Kommanditisten gegeben. 

Laufende Ergebnisanteile 
Die von der Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG 
erzielten gewerblichen Einkünfte werden den 
Kommanditisten zum 31.12. jeden Jahres gemäß 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG unmittelbar zuge-
rechnet, d. h. die steuerliche Zurechnung er-
folgt unabhängig von einem Gewinnverwen-
dungsbeschluss und von einer Auszahlung 
bzw. einer Entnahme des Gewinnanteils. Die 
Höhe der auf Gewinnanteile der Kommanditis-
ten entfallenden Einkommensteuer hängt von 
der individuellen steuerlichen Situation jedes 
einzelnen Beteiligten ab. Dies gilt insbesonde-
re im Hinblick auf die im Rahmen der Tarif-
progression anwendbaren Steuersätze, die bei 
entsprechender Höhe anderer Einkünfte eines 
Kommanditisten gegenwärtig bis zu 45% be-
tragen können. Die Höhe der Gewinnanteile 
bemisst sich auch für steuerliche Zwecke nach 

der in § 16 des Gesellschaftsvertrages festgeleg-
ten Gewinnverteilung. Ergänzend hierzu wird 
jedoch die an die Komplementärin bezahlte 
Vergütung nur dieser als steuerlicher Gewinn 
zugerechnet. Zusätzlich zur Einkommensteuer 
und in Höhe von gegenwärtig 5,5% des Steu-
erbetrags hat jeder Kommanditist auf seine 
Gewinnanteile einen Solidaritätszuschlag zu 
zahlen. Hinzu tritt schließlich Kirchensteuer. 
Auf die Einkommensteuer der Kommanditisten 
wird die von der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co. KG entrichtete Gewerbesteuer, soweit sie 
nach dem Gesellschaftsvertrag anteilig (grund-
sätzlich entsprechend Gewinnbeteiligung) 
auf den jeweiligen Kommanditist entfällt, ge-
mäß § 35 EStG teilweise angerechnet. Ange-
rechnet wird die Gewerbesteuer bis zu einer 
Obergrenze in Höhe des 3,8-fachen des Steu-
ermessbetrags. Eine weitere Anrechnungsbe-
schränkung besteht darin, dass maximal der 
sog. Ermäßigungshöchstbetrag (§ 35 Abs. 1  
S. 2 EStG) von der Einkommensteuer abgezogen 
werden kann. Es besteht daher die Möglichkeit, 
dass je nach der individuellen Höhe der Ein-
kommensteuer und dem Anteil der gewerbli-
chen Einkünfte an den sonstigen Einkünften 
des betreffenden Kommanditisten nicht die 
gesamte, anteilig auf den Kommanditist entfal-
lende und von der Wohnen im Steinert GmbH 
& Co. KG bezahlte Gewerbesteuer bei der Ein-
kommensteuer des Kommanditist anrechen-
bar ist. Kapitalertragsteuer, die auf Zinserträ-
ge und Dividenden einbehalten wurde, kann 
auf die von den Kommanditisten zu zahlende 
Einkommensteuer gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG 
angerechnet werden. Die auf den jeweiligen 
Kommanditisten entfallenden, einbehaltenen 
Kapitalertragsteuern werden im Rahmen der 
gesonderten und einheitlichen Feststellung er-
fasst und dem Wohnsitzfinanzamt jedes Kom-
manditisten vom Betriebsstättenfinanzamt der 
Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG entspre-
chend mitgeteilt. 
Auszahlungen der Wohnen Im Steinert GmbH 
& Co. KG an die Kommanditisten finden in 
Form von Entnahmen gemäß § 4 des Gesell-
schaftsvertrages statt. Sie sind steuerlich neu-
tral und lösen keine zusätzliche Belastung mit 
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Einkommensteuer aus. Die ausgeschütteten 
Erträge unterliegen keinem Quellensteuerab-
zug. Grundsätzlich können Verluste im selben 
Veranlagungsjahr steuerlich mit anderen Ein-
künften ausgeglichen bzw. nach Maßgabe des  
§ 10d EStG in Folgejahre vorgetragen oder in 
den unmittelbar zurückliegenden Veranla-
gungszeitraum zurückgetragen werden. Sie 
wirken sich damit auf der Ebene des Komman-
ditisten steuermindernd aus. 
Es können sich aber insbesondere aus den §§ 
15b EStG und 15a EStG Einschränkungen er-
geben: Gemäß § 15b EStG können anfängliche 
Verluste aus Steuerstundungsmodellen nur 
mit späteren Gewinnen aus der gleichen Ein-
kunftsquelle, d. h. der gleichen Gesellschaft 
ausgeglichen werden. Es ist damit nicht mehr 
möglich, Verluste aus derartigen Beteiligungen 
mit anderen Einkünften auszugleichen. Damit 
ein Steuerstundungsmodell im Sinne des § 15b 
EStG vorliegt sind zwei Voraussetzungen zu  
erfüllen: 
s 1. Es muss sich um eine modellhafte Gestal-
tung handeln.
s 2. Während der Anfangsphase der Gesell-
schaft, d. h. bis zu dem Zeitpunkt ab dem ge-
mäß der Prognoseberechnung voraussichtlich 
dauerhaft Gewinne erzielt werden, darf das 
Verhältnis der Summe der prognostizierten 
Verluste zur Höhe des gezeichneten und nach 
dem Konzept auch aufzubringenden Kapitals 
die Grenze von 10% nicht übersteigen. Sollten 
Anfangsverluste anfallen, die mehr als 10% 
des geplanten Eigenkapitals betragen, wären 
im Fall der Anwendung des § 15b EStG die dem 
Kommanditist zugewiesenen Verluste nicht 
mit anderen Einkunftsquellen ausgleichsfähig, 
sondern nur mit späteren positiven Einkünf-
ten aus der Beteiligung an der Gesellschaft 
verrechenbar. Sofern kein Steuerstundungs-
modell vorliegt, könnte die Verlustausgleichs-
beschränkung des § 15a EStG zu beachten sein. 
Gemäß § 15a EStG dürfen einem Kommanditis-
ten zuzurechnende Verluste nicht mit anderen 
Einkünften ausgeglichen werden, soweit diese 
Verluste die geleistete Einlage bzw. die im Han-
delsregister eingetragene höhere Haftsumme 
des Kommanditisten übersteigen. Diese über-

steigenden Verluste werden als verrechenbare 
Verluste bezeichnet und können nur mit späte-
ren Gewinnen aus der Gesellschaft verrechnet 
werden. Außerdem kann es unter bestimmten 
Voraussetzungen gemäß § 15a Abs. 3 EStG zur 
Besteuerung von Entnahmen kommen, wenn 
durch die Entnahme ein negatives Kapitalkon-
to entsteht oder sich erhöht und sich aufgrund 
der Entnahme keine erweiterte Haftung gemäß 
§ 174 Abs. 4 HGB bis zur Höhe der Entnahme er-
gibt.

Erbschaft- und Schenkungsteuer 
bei den Kommanditisten 
Die unentgeltliche Übertragung der Vermö-
gensanlage von Todes wegen oder unter Le-
benden unterliegt in Deutschland grundsätz-
lich der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer. Als 
steuerpflichtiger Erwerb gilt die Bereicherung 
des Erwerbers, soweit sie nicht steuerfrei ist, § 
10 Abs. 1 S. 1 Erbschaft- und Schenkungssteuer-
gesetz (ErbStG). Für die Erbschaft- bzw. Schen-
kungsteuer muss das auf den Erben oder Be-
schenkten übergehende Wirtschaftsgut daher 
auf den Zeitpunkt dieser Zuwendung bewertet 
werden. Für die Erbschaft- oder Schenkung-
steuer werden die Anteile mit dem sog. ge-
meinen Wert bewertet. Die Ermittlung dieses 
„gemeinen Werts“ der Beteiligung an der Gesell-
schaft erfolgt gemäß § 97 Abs. 1a Bewertungsge-
setz (BewG) dadurch, dass zunächst der gemei-
ne Wert des gesamten Gesellschaftsvermögens 
festgestellt und dieser anteilig entsprechend 
der Gewinnbeteiligung auf den betroffenen 
Kommanditanteil aufgeteilt wird. Darüber hin-
aus erfolgt eine Vorwegzurechnung bestimm-
ter Wirtschaftsgüter und Schulden. Zu den be-
treffenden Bestimmungen des ErbStG und der 
künftigen Rechtslage können daher gegenwär-
tig keine verlässlichen Angaben gemacht wer-
den. Die endgültige Höhe der Erbschaft- bzw. 
Schenkungsteuer ist abhängig vom Umfang 
der für das vererbte bzw. geschenkte Vermögen 
ermittelten Bemessungsgrundlage und richtet 
sich ferner nach den persönlichen Verhältnis-
sen des Erwerbers zum Erblasser bzw. Schen-
ker. Diese persönlichen Verhältnisse sind auch 
für die Höhe möglicher Freibeträge gemäß § 16 
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ErbStG maßgeblich (z. B. gegenwärtig bei Ehe-
gatten oder Lebenspartnern € 500.000,00 und 
bei leiblichen Kindern € 400.000,00). Die Frei-
beträge können nach Ablauf von zehn Jahren 
erneut in Anspruch genommen werden. Soweit 
in einem Erbrechtsfall nicht das deutsche Recht 
anwendbar ist, kann auch steuerrechtlich eine 
andere Rechtslage gegeben sein.

Steuerliches Verfahrensrecht
Die Einkünfte der Wohnen im Steinert GmbH 
& Co. KG werden auf Basis der eingereichten 
Steuererklärung für die Gesellschaft vom zu-
ständigen Betriebsstättenfinanzamt jährlich 
für alle Kommanditisten gesondert und ein-
heitlich festgestellt. Das Betriebsstättenfinanz-
amt soll die Einkünfte anschließend amtsintern 
an das jeweilige inländische (deutsche) Wohn-
sitzfinanzamt des Kommanditist melden. Von 
Seiten der Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG 
werden den Kommanditisten die voraussichtli-
chen steuerlichen Ergebnisse und Angaben zu 
in- und ausländischen Steuern für Zwecke der 
Erstellung der persönlichen Einkommensteu-
er jeweils mitgeteilt. Soweit die Gesellschaft 
hierfür Dienstleistungen von Steuerberatern in 
Anspruch nehmen muss, werden diese Kosten 
den Kommanditisten anteilsmäßig gesondert 
in Rechnung gestellt. 

21. Streitschlichtung
Über alle Streitigkeiten zwischen der Gesell-
schaft und den Kommanditisten oder zwischen 
den Kommanditisten aus dem Gesellschafts-
verhältnis entscheidet unter Ausschluss des 
ordentlichen Rechtsweges ein Schiedsgericht 
endgültig (§ 22 Abs. 1 Gesellschaftsvertrag). Das 
Schiedsgericht besteht aus je einem von den 
Vertragsparteien zu benennenden Schieds-
richter sowie aus einem von den Schieds-
richtern zu benennenden Obmann (§ 22 
Abs.2 Gesellschaftsvertrag). Die Schiedsrichter 
benennen einen Obmann, der die Befähigung 
zum Richteramt haben muss (§ 22 Abs.3 S.1 
Gesellschaftsvertrag). Erfolgt die Benennung 
jeweils innerhalb von zwei Wochen nicht, so 
nimmt sie die Industrie- und Handelskam-
mer des Sitzes der Gesellschaft vor (§ 22 Abs. 3 

S. 2 Gesellschaftsvertrag). Das Schiedsgericht 
entscheidet nach dem geltenden materiellen 
Recht (§ 22 Abs. 4 Gesellschaftsvertrag). 

22. Beitritt zur Wohnen im Steinert 
 GmbH & Co.KG (Zeichnung)

Im Folgenden soll näher erläutert werden, wie 
der Erwerb eines Kommanditanteils und damit 
der Beitritt zur Wohnen im Steinert GmbH & 
CO.KG (Zeichnung) bewirkt werden kann. Das 
öffentliche Angebot auf Erwerb eines Komman-
ditanteils an der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co.KG richtet sich nur an in Deutschland ansäs-
sige, unbeschränkt steuerpflichtige natürliche 
Personen, die ihre Beteiligung im Privatver-
mögen halten. Bei der angebotenen Beteili-
gung handelt es sich um eine unternehmeri-
sche Anlageform, die nur für Anleger geeignet 
ist, die auch einen negativen Geschäftsverlauf 
bzw. einen Verlust wirtschaftlich verkraften 
können. Das öffentliche Angebot auf Erwerb 
eines Kommanditanteils an der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co. KG beginnt am 27.3.2018 
und endet mit Vollplatzierung der nach § 2 
Abs. 3 Gesellschaftsvertrag erforderlichen  
50 Kommanditisten. 

Die Zeichnung der Kommanditisten erfolgt 
durch die Beitrittsformulare 1 (1 Kommanditist 
als Inhaber eines Kommanditanteils) oder 2  
(2 Kommanditisten als gemeinsamer Inhaber 
eines Kommanditanteils). Die Wohnen im Stei-
nert Verwaltungs-GmbH entscheidet in ihrer 
Funktion als persönlich haftender Gesellschaf-
ter über die Annahme der Beitrittserklärungen 
nach Maßgabe des § 2 Abs.3 – 6 Gesellschafts-
vertrag. Die Annahme der Beitrittserklärung 
darf nur erklärt werden, wenn die Vorausset-
zungen nach § 2 Abs. 3 – 6 Gesellschaftsver-
trag und wirksame Beitrittserklärungen der 
nach § 2 Abs. 3 – 6 Gesellschaftsvertrag zeich-
nungsberechtigten Kommanditisten vorliegen. 
Wenn die wirksamen Beitrittserklärungen von 
50 Kommanditisten vorliegen, können weitere 
Kommanditisten wegen Vollplatzierung nicht 
als Kommanditist in die Gesellschaft aufge-
nommen werden. Die Feststellung der Vollplat-
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zierung ist frühestens zu treffen, wenn bei al-
len Kommanditisten, deren Beitrittserklärung 
die persönlich haftende Gesellschafterin ange-
nommen hat, die Widerspruchsfrist nach § 355 
BGB (14 Tage nach Annahme der Beitrittserklä-
rung) abgelaufen ist. 

Im Folgenden hier nun einige Erläuterun-
gen zu den Beitrittsformularen:

1. BEITRITTSERKLÄRUNG
Mit der Beitrittserklärung (Zeichnung) des Kom-
manditisten und der Annahme der Beitritts- 
erklärung durch die Wohnen im Steinert Ver-
waltungs-GmbH wird die erklärende Person 
als Kommanditist in den Kreis der Komman-
ditisten der Wohnen im Steinert GmbH & Co. 
KG aufgenommen. Auf diese Weise kommt mit 
der Annahme des Beitritts der Gesellschafts-
vertrag zwischen der beitretenden Person und 
allen anderen Kommanditisten der Wohnen 
im Steinert GmbH & Co. KG wirksam zustan-
de. Die Formularfelder der Beitrittserklärung 1  
(1 Kommanditist als Inhaber eines Kommandit-
anteils) oder 2 (2 Kommanditisten als gemein-
samer Inhaber eines Kommanditanteils) sind 
vollständig auszufüllen.

2. DATENSCHUTZ
Hier wird lediglich auf die geltenden Daten-
schutzbestimmungen hingewiesen.

3. EMPFANGSQUITTUNG
Der Prospekt soll die Kommanditisten über 
wichtige Fakten sowie über die Chancen und 
Risiken des Beitritts zur Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG aufklären und sollte daher vor 
dem Beitritt und der Unterschrift unter die 
Empfangsquittung gründlich gelesen werden.
 
4. WICHTIGE WARNENDE HINWEISE
Die hier aufgelisteten Warnhinweise sind vor 
der Unterschrift im Hinblick auf die eigene Si-
tuation zu prüfen und zu bedenken. 

5. WIDERRUFSBELEHRUNG
Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass 
eine beitretende Person die Beitrittserklärung 

außerhalb von Geschäftsräumen der Wohnen 
im Steinert Verwaltungs-GmbH (§ 312b BGB) 
unterschreibt, steht ihr nach § 312g BGB das 
Widerrufsrecht nach § 355 BGB zu.

6. STREITSCHLICHTUNG
Nach § 36 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz 
(VSBG) hat ein Unternehmer, der Allgemeine 
Geschäftsbedingungen verwendet, den Ver-
braucher über Streitbeilegungsverfahren zu 
informieren. 

7. HANDELSREGISTERVOLLMACHT 
(Anlage 5a – 1 Kommanditist oder 6a - 2 Kom-
manditisten)
Nach § 161 Abs. 2 iVm § 106 HGB sind neben  
den eintragungspflichtigen Daten der Kom-
manditgesellschaft auch Name, Vorname, Ge- 
burtsdatum, Wohnort und die Höhe der Haf-
teinlage jedes Kommanditisten in das Handels- 
register beim Amtsgericht einzutragen. Nach 
§ 12 Abs.1 HGB sind Anmeldungen zur Eintra-
gung an das für die Wohnen im Steinert GmbH 
& Co. KG zuständige Handelsregister beim 
Amtsgericht Mainz elektronisch in öffentlich 
beglaubigter Form einzureichen. Die der Woh-
nen im Steinert Verwaltungs-GmbH vorzule-
gende Handelsregistervollmacht dient daher 
dieser Meldepflicht. Die erforderliche öffent-
liche Beglaubigung kann nach § 129 BGB ent-
weder durch einen Notar oder nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 des rheinland-pfälzischen Landesgeset-
zes über die Beglaubigungsbefugnis durch  
den Ortsbürgermeister einer Gemeinde vorge-
nommen werden. Die nach § 378 FamFG nur 
noch in elektronischer Form mögliche Anmel-
dung zum Handelsregister wird von einem von 
der Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH 
beauftragten Notar nach Vorlage der öffentlich 
beglaubigten Handelsregistervollmachten der 
Kommanditisten vorgenommen werden. 

8. ANNAHME DER BEITRITTSERKLÄRUNG
Oben wurde bereits dargelegt, dass erst mit der 
Annahme der Beitrittserklärung (Zeichnung) 
durch die persönlich haftende Gesellschafterin 
die beitretende Person Kommanditist der Woh-
nen im Steinert GmbH & Co.KG wird. Die Ge-
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sellschaft erklärt die Annahme der Zeichnung 
erst, wenn die vorgenannten Beitrittsfor-
mulare Nr. 1 bis 4 vollständig ausgefüllt und 
formgültig unterschrieben (einschließlich der 
öffentlichen Beglaubigung der Handelsregis-
tervollmacht) vorliegen.

9. Einzelheiten der Zahlung
Die Kommanditisten erfüllen ihre gesell-
schaftsvertraglichen Beitrittsverpflichtungen 
nach § 2 Abs. 8 Gesellschaftsvertrag in dem sie 
die Zeichnungssumme 
s Kommanditanteil in Höhe von 10.000 € 
s Pflichteinlage in Höhe von 40.000 € 
auf das folgende Konto 
der 
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
bei der 
Mainzer Volksbank 
einzahlen:
IBAN DE 10 5519 0000 0955 9030 18
BIC MVB MDE 55.

Die Kommanditisten leisten nach § 2 Abs. 11 
S. 1 Gesellschaftsvertrag ihren Kommandit-
anteil und die Hafteinlage (§ 2 Abs. 8 Gesell-
schaftsvertrag) auf Anforderung der persön-
lich haftenden Gesellschafterin spätestens  
14 Tage nach Erhalt der Anforderung.  
Für Einzahlungen von Kommanditeinlagen, 
die nach Ablauf der Frist geleistet werden, 
kann die Gesellschaft den betroffenen Kom-
manditisten mit Verzugszinsen in Höhe von 
5% p.a. belasten.
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PRÄAMBEL

Wenn der Herr das Haus nicht baut, mühen 
die Bauleute sich umsonst.

Wenn der Herr die Stadt nicht bewacht, 
späht der Wächter umsonst.

(Psalm 127, 1)

Die Gesellschaft verwirklicht das gemein-
schaftliche seniorengerechte Wohnen in 
Gau-Algesheim und überlässt daher ihren Ge-
sellschaftern und anderen Personen mit ers-
tem Wohnsitz in Gau-Algesheim Wohnungen 
auf der Grundlage eines Mietvertrages. Die 
Wohnungen und gemeinschaftlich genutzten 
Innen- und Außenfl ächen sollen nach nachhal-
tigen und ökologischen Kriterien gebaut und 
energiesparend sowie ressourcenschonend 
zum Nutzen der Bewohner und Bürger von 
Gau-Algesheim betrieben werden. Die bauli-
che Gestaltung und der von der Gesellschaft zu 
verantwortende organisatorische Rahmen soll 
gemeinschaftliches, selbstbestimmtes Wohnen 
in selbst organisierten Lebenszusammenhän-
gen im individuellen Wohnraum sowie in den 
Gemeinschaften der Hausgemeinschaft bis ins 
hohe Alter ermöglichen. Die Gesellschaft bie-
tet Wohnraum auch für einkommensschwa-
che Personen mit erstem Wohnsitz in Gau-
Algesheim und unterstützt die bürgernahe so-
ziale, gesellschaftliche und kulturelle Entwick-
lung des Wohngebiets Im Steinert der Stadt 
Gau-Algesheim.

§ 1 Firma, Sitz, Unternehmensgege-
 stand, Geschäftsjahr
(1)  Die Firma der Gesellschaft lautet: Wohnen 
Im Steinert GmbH & Co. KG
(2)  Sitz der Gesellschaft ist Gau-Algesheim.
(3)  Gegenstand des Unternehmens ist der Bau 
von Wohnimmobilien, vor allem eines Komple-

C.) G e s e l l s c h a f t s v e r t r a g
der

vom 16.2.2018
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG · Schulstraße 20, · Gau-Algesheim

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG
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xes von Wohnungen gemeinschaftlichen Woh-
nens, deren Vermietung und Bewirtschaftung 
sowie die Förderung älterer, behinderter Men-
schen und der sozialen, gesellschaftlichen und 
kulturellen Entwicklung der Stadt Gau-Alges-
heim.
(4) Die Gesellschaft ermöglicht und fördert 
im Rahmen des gemeinschaftlichen Wohnens 
die Selbstbestimmung, Selbstverwaltung und 
Selbsthilfe der Bewohner, führt gemeinschafts-
fördernde Veranstaltungen durch, unterstützt 
die gemeinsame Umsetzung sozialer, kulturel-
ler und ökologischer Maßnahmen, initiiert und 
koordiniert solidarische Nachbarschaftshilfe 
und kooperiert im Hinblick auf die wohnortna-
he soziale Versorgung mit Einrichtungen der 
Freien Wohlfahrtspflege, der katholischen und 
evangelischen Kirche und sonstigen gemein-
wohlorientierten Organisationen und Akteu-
ren in der Stadt Gau-Algesheim.
(5) Die Gesellschaft stellt einen Anteil von 
mindestens 10% ihrer Wohnungen einkom-
mensschwachen Personen mit erstem Wohn-
sitz in Stadt Gau-Algesheim zur Verfügung.
(6) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen 
berechtigt, die unmittelbar oder mittelbar ge-
eignet sind, den in den Absätzen 3 bis 5 ge-
nannten Zwecken zu dienen.
(7) Die Gesellschaft kann Gewinne erwirt-
schaften. Eine Ausschüttung der Gewinne wird 
jedoch durch die besonderen Gemeinwohlzwe-
cke der Gesellschaft eher nicht zu erwarten 
sein. 
(6) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gesellschafter, Kapital und Einlagen
(1) Persönlich haftende Gesellschafterin ist 
die Wohnen Im Steinert Verwaltungs-GmbH, 
die keine Kapitaleinlage leistet und keinen Ka-
pitalanteil erhält. Sie ist am Vermögen sowie 
am Gewinn und Verlust der Gesellschaft nicht 
beteiligt.

(2) Als Gründungskommanditisten sind je-
weils mit einer Kommanditeinlage in Höhe von 
EUR 10.000 beteiligt:
1. Caritas Altenhilfe St. Martin 
 Rheinhessen gGmbH

2. Stiftungsfonds Albertus-Hospital zu 
 Gau-Algesheim
3. Stadt Gau-Algesheim
4. Katholische Kirchengemeinde 
 St. Cosmas und Damian

(3) Das Kommanditkapital (Haftkapital) der 
Gesellschaft wird auf bis 500.000,00 Euro 
durch die Aufnahme weiterer natürlicher Per-
sonen mit erstem Wohnsitz in Gau-Algesheim 
als Kommanditisten erhöht werden. Durch 
Beschluss des Beirates kann das Komman-
ditkapital durch die Aufnahme weiterer Kom-
manditisten erhöht werden, soweit dies zur Fi-
nanzierung des Unternehmensgegenstandes 
notwendig ist.

(4) Die persönliche haftende Gesellschafterin 
ist zur Annahme von Beitrittserklärungen na-
mens aller Gesellschafter unter Befreiung von 
den Beschränkungen des § 181 BGB ausdrück-
lich und unwiderruflich bevollmächtigt.

(5) Bis zu zwei verwandte oder verschwäger-
te Personen können einen Kommanditanteil 
gemeinschaftlich erwerben, wenn beide ge-
meinsam schriftlich erklären, wer von beiden 
die mit dem Kommanditanteil verbundenen 
Stimmrechte ausüben soll und zur Entgegen-
nahme aller Erklärungen der übrigen Gesell-
schafter und der Gesellschaft ermächtigt wird. 
Diese Erklärung kann nur durch eine ebenfalls 
gemeinsame schriftliche Erklärung der beiden 
Kommanditisten geändert werden. Unabhän-
gig hiervon sind beide Kommanditisten be-
rechtigt, an den Gesellschafterversammlungen 
teilzunehmen.

(6) Zur Finanzierung des Unternehmens-
gegenstandes werden zunächst vorrangig die 
Beitrittserklärungen natürlicher volljähriger Per-
sonen mit erstem Wohnsitz in der Stadt Gau-Al-
gesheim Kommandit-Anteile angenommen. 

(7) Soweit das in Absatz 3 genannte Kom-
manditkapital für Personen nach Abs.6 inner-
halb der für diese Gruppe festgelegten Zeich-
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nungsfrist nicht gezeichnet wird, dürfen auch 
Beitrittserklärungen von natürlichen Personen 
ohne Wohnsitz in der Stadt Gau-Algesheim an-
genommen werden. 

(8) Die im Handelsregister einzutragenden 
Hafteinlagen betragen gleichmäßig 10.000,00 
Euro. Zusätzlich hierzu beträgt die weitere 
Pflichteinlage eines jeden Kommanditisten 
gleichmäßig 40.000,- Euro, die auf dem Kapital-
konto II verbucht werden soll; da sie zur Finan-
zierung der Gesellschaft zur Verfügung gestellt 
werden soll, ist sie – entsprechend der Klassifi-
zierung des Kapitalkontos – nicht entnahmefä-
hig. 

(9) Die Kommanditisten sind verpflichtet, der 
persönlich haftenden Gesellschafterin in nota-
riell beglaubigter Form eine Registervollmacht 
nach dem dafür vorgesehenen Muster zu er-
teilen. Die Aufnahme in die Gesellschaft nach 
Absatz 3 kann von der Vorlage der Vollmacht 
abhängig gemacht werden. 

(10) Sobald die Kommanditeinlage (Hafteinla-
ge) und die zusätzliche Pflichteinlage nach Ab-
satz 8 S.2 geleistet sind, sind die Gesellschafter 
zu einem Nachschuss nicht verpflichtet. 

(11) Die Kommanditisten leisten ihre Kom-
manditeinlage (Hafteinlage und Pflichteinlage 
nach Absatz 8) auf Anforderung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin spätestens 14 Tage 
nach Zugang der Anforderung. Für Einzahlun-
gen von Kommanditeinlagen, die nach Ablauf 
der Frist geleistet werden, kann die Gesellschaft 
den betroffenen Kommanditisten mit Verzugs-
zinsen in Höhe von 5 % p.a. belasten. 

(12) Die Beteiligung der Kommanditisten er-
folgt unter der aufschiebenden Bedingung ih-
rer Eintragung in das Handelsregister der Ge-
sellschaft. In der Zeit von ihrem Beitritt bis zu 
ihrer Eintragung in das Handelsregister sind 
die Kommanditisten als atypisch stille Gesell-
schafter mitunternehmerisch beteiligt. Die 
Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages, 
insbesondere die Beschränkung der persön-

lichen Haftung eines Kommanditisten auf die 
Haftsumme – finden auf das atypische stille 
Gesellschaftsverhältnis entsprechende Anwen-
dung.

§ 3 Gesellschafterkonten
(1) Für jeden Gesellschafter wird ein Kapital-
konto I geführt, auf das der eingezahlte Kapi-
talanteil des Gesellschafters zu buchen ist. Das 
Kapitalkonto I ist unverzinslich. 

(2) Daneben wird für jeden Gesellschafter ein 
Kapitalkonto II geführt. Darauf sind die festge-
stellten, aber nicht entnahmefähigen Gewin-
nanteile, etwaige auf ihn entfallende Verluste, 
von den Gesellschaftern beschlossene nicht 
entnahmefähige Rücklagen, laut Gesellschafts-
vertrag geschuldete, über das Haftkapital hin-
ausgehende Pflichteinlagen (§ 2 Abs.8 S.2) so-
wie von etwaigen eintretenden Gesellschaftern 
gezahlte Agios zu buchen. Den Kapitalkonten 
können bis zu 30 % des jährlichen Gewinns zu-
geführt werden. Über die Zuführung von mehr 
als 30 % des Gewinns entscheidet die Gesell-
schafterversammlung mit einer Mehrheit von 
mehr als 50 %. Im Übrigen sind die Gewinne 
dem Privatkonto zuzuführen. Das Kapitalkonto 
II ist ebenfalls unverzinslich. 

(3) Außerdem wird für jeden Gesellschafter ein 
Privatkonto geführt. Darauf werden die ent-
nahmefähigen Gewinnanteile, Tätigkeitsver-
gütungen, Zinsen und der Zahlungsverkehr 
mit der Gesellschaft verbucht. Das Privatkonto 
ist im Soll und Haben mit vier Prozentpunk-
ten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB zu 
verzinsen. Die Zinsen gelten im Verhältnis der 
Gesellschafter zueinander als Aufwand und Er-
trag. 

§ 4 Entnahmen
 (1) Jeder Gesellschafter darf diejenigen Beträge 
entnehmen, die er benötigt, um die Einkom-
men- bzw. Körperschaftsteuer (einschließlich 
etwaiger Kirchensteuer und Solidaritätszu-
schlag) auf seine Gewinnanteile zu bezahlen. 
Die Höhe der Einkommensteuer wird durch 
Anwendung des Spitzensteuersatzes (ein-
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schließlich etwaiger Kirchensteuer und Soli-
daritätszuschlag) auf seinen Gewinnanteil er-
mittelt, unabhängig davon, ob Steuern in dieser 
Höhe anfallen oder nicht. 

(2) Darüber hinaus darf der Gesellschafter, so-
lange sein Privatkonto ein Guthaben aufweist, 
dieses zu 50 % entnehmen, soweit hierfür ein 
zustimmender Beschluss des Beirats gefasst 
worden ist. 

(3) Weitere Entnahmen bedürfen der Zustim-
mung der Gesellschafterversammlung. Der Be-
schluss bedarf einer Mehrheit von 70 %.

§ 5 Rechte der Kommanditisten
(1) Die Kommanditisten haben das Recht, 
nach Maßgabe dieses Gesellschaftsvertrages 
und der geltenden Gesetze die Leistungen der 
Gesellschaft zu nutzen und an der Gestaltung 
der Gesellschaft mitzuwirken.

(2) Insbesondere haben die Kommanditisten 
das Recht,
1. an der Gesellschafterversammlung, an 
 ihren Beratungen, Abstimmungen und 
 Wahlen teilzunehmen und dort Auskünfte  
 über Angelegenheiten der Gesellschaft zu
 erhalten
2. Anträge für die Tagesordnung der Gesell- 
 schafterversammlung einzureichen;  hier- 
 zu bedarf es der Unterschrift mindes- 
 tens des zehnten Teils der Kommanditisten
3. bei Anträgen auf Berufung außerordent- 
 licher Gesellschafterversammlungen mit- 
 zuwirken; hierzu bedarf es der Unter- 
 schrift mindestens von einem Fünftel der 
 Kommanditisten
4. nach Maßgabe der Beschlüsse der Gesell- 
 schafterversammlung am Bilanzgewinn 
 teilzunehmen
5. rechtzeitig vor Feststellung durch die Ge- 
 sellschafterversammlung den Jahresab-
 schluss einzusehen oder auf eigene Kos- 
 ten eine Abschrift des Jahresabschlusses, 
 des Lageberichtes und des Berichts des  
 Beirates zu verlangen
6. die Niederschrift der Gesellschafterver- 

 sammlung einzusehen
7. auf wohnliche Versorgung durch die Ge- 
 sellschaft nach Maßgabe des Gesell- 
 schaftsvertrages einschließlich Teilnah- 
 me und Mitwirkung an der gegenseitigen 
 Unterstützung der Mietergemeinschaft. 
8. ihren Gesellschaftsanteil an Dritte oder die 
 anderen Gesellschafter zu veräußern .

(3) Die Gesellschaft erfüllt das Recht auf 
wohnliche Versorgung nach Abs.2 Nr.7 indem 
sie nach Fertigstellung der Wohnräume oder 
wunschgemäß später eine freie Wohnung ein-
schließlich der gemeinschaftlich genutzten 
Räume und Freiflächen anbietet. 

(4) Kommanditisten haben Anspruch auf 
wohnliche Versorgung nach Absatz 2 Nr. 7, 
wenn
1. sie ihre Pflichten nach § 2 erfüllt haben
2. und freier Wohnraum der Gesellschaft 
 zum gewünschten Zeitpunkt der Nut- 
 zungsüberlassung zur Verfügung steht
3. und sie älter als 60 Jahre sind oder bei  
 ihnen eine Schwerbehinderung von min- 
 destens 50% vorliegt.

(5) Soweit nicht alle anspruchsberechtigten 
Kommanditisten im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Wohnungen wohnlich versorgt wer-
den können, wird die persönlich haftende Ge-
sellschafterin für diese eine Anwartschaftsliste 
führen. Für die Reihenfolge der zu versorgenden 
Kommanditisten ist der Zeitpunkt der Einzah-
lung der Haft- und Pflichteinlage nach § 2 Abs. 8 
auf die Konten der Gesellschaft maßgeblich. 

(6) Steht ein Kommanditanteil nach § 2 Abs. 5 
oder § 17 Abs. 1 mehreren Personen zu, kann das 
Recht auf wohnliche Versorgung nach Abs. 2  
Nr. 7 nur einheitlich in einer Wohnung genutzt 
werden. 

(7) Ein Rechtsanspruch der Kommanditisten 
auf Nutzung einer bestimmten Wohnung kann 
aus diesem Gesellschaftsvertrag nicht abgelei-
tet werden. 
(8) Kommanditisten mit Anspruch nach Abs.2 
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Nr. 7 sind berechtigt, diese Rechte an Verwand-
te und Verschwägerte bis zum 2. Grad abzutre-
ten, wenn diese älter als 60 Jahre sind oder eine 
Schwerbehinderung von mindestens als 50% 
vorliegt. Für Kommanditisten nach Absatz 6 
gilt diese Regelung entsprechend.

(9) Im Fall einer wohnlichen Versorgung ei-
nes Kommanditisten nach diesem Vertrag zahlt 
der jeweilige Kommanditist oder eine Person, 
die nach Absatz 8 wohnlich versorgt wird, eine 
um 1 % der Pflichteinlage nach § 2 Abs.8 S.2 re-
duzierte Jahresmiete.

(10) Die näheren Einzelheiten der wohnlichen 
Versorgung nach Absatz 3, 4 und 8 regelt der mit 
der Gesellschaft abzuschließende Mietvertrag 
und die von der Gesellschafterversammlung 
zu beschließende Mietergemeinschaftsord-
nung. Die Untervermietung der überlassenen 
Wohnräume ist ausgeschlossen.

§ 6  Pflichten der Kommanditisten
Die Kommanditisten haben neben den in § 2 
bestimmten Pflichten 
1.  im Fall der Inanspruchnahme der Leis- 
 tungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 7 an der Förde- 
 rung des gedeihlichen Zusammenlebens 
 der Mietergemeinschaft einschließlich 
 der gegenseitigen Hilfe und Unterstüt- 
 zung mitzuwirken; nähere Einzelheiten 
 werden in der von der Gesellschafterver- 
 sammlung zu beschließenden Mieterge- 
 meinschaftsordnung geregelt.
2.  die Interessen der Gesellschaft zu fördern,
3.  den Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft  
 einzuhalten und die von den Organen der 
 Gesellschaft gefassten Beschlüsse auszu- 
 führen,
4.  eine Änderung der Anschrift unverzüg- 
 lich der persönlich haftenden Gesellschaf- 
 terin mitzuteilen.

§ 7 Wohnungsüberlassung an Personen
  ohne Kommanditanteil
(1) Die Überlassung von Wohnungen an Per-
sonen ohne Kommanditanteil (ab 60.Lebens-
jahr oder Schwerbehinderung von mindestens 

50%) kommt nur in Frage, wenn nach § 5 Ab-
satz 3 und 4 vorrangig berechtigte Komman-
ditisten nicht vorhanden sind. Dies ist der Fall, 
wenn 
1.  die Anwartschaftsliste nach § 5 Abs. 5 er- 
 schöpft ist
2.  nach § 5 Absatz 3 anspruchsberechtige
 Kommanditisten 
 a) schriftlich gegenüber der persönlich 
 haftenden Gesellschafterin erklärt haben, 
 dass sie von ihren Rechten erst nach Ab 
 lauf einer bestimmten Frist Gebrauch ma 
 chen wollen oder
 b) innerhalb einer Frist von 1 Monat nach 
 schriftlicher Aufforderung durch die per- 
 sönlich haftende Gesellschafterin schrift- 
 lich erklärt haben, dass sie von ihrem 
 Anwartschaftsrecht zur Zeit keinen Ge- 
 brauch machen wollen oder innerhalb ei- 
 ner Frist von 1 Monat nach Versand der  
 Aufforderung nicht antworten.

(2) Personen mit erstem Wohnsitz in der 
Stadt Gau-Algesheim sollen bei der Überlas-
sung einer Wohnung vorrangig unter Berück-
sichtigung der für diesen Personenkreis zu 
führenden Anwartschaftsliste berücksichtigt 
werden.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die für 
Personen nach § 8 vorgesehenen Wohnungen.
(4) § 5 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 10 gilt entspre-
chend.

§ 8  Wohnungsüberlassung an 
 einkommensschwache Personen
(1) Die für einkommensschwache Personen 
vorgesehenen Wohnungen der Gesellschaft (§ 1 
Abs. 5) werden vorrangig Personen mit erstem 
Wohnsitz in Gau-Algesheim überlassen, die die 
Voraussetzungen für eine Bescheinigung über 
die Wohnberechtigung im öffentlich geförder-
ten sozialen Wohnungsbau erfüllen (§ 5 Wo-
BindG i.V.m. § 9 WoFG)

(2) § 5 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 10 gilt entspre-
chend.
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§ 9  Geschäftsführung und Vertretung
 der Gesellschaft
(1) Zur Geschäftsführung und Vertretung der 
Gesellschaft ist ausschließlich die persönlich 
haftende Gesellschafterin berechtigt und ver-
pflichtet.
(2) Sie und ihre Geschäftsführer sind für alle 
Rechtshandlungen, die die persönlich haftende 
Gesellschafterin mit oder gegenüber der Ge-
sellschaft vornimmt, von den Beschränkungen 
des § 181 BGB befreit.

(3) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat 
Anspruch auf Erstattung aller Aufwendungen, 
die für die Führung der Geschäfte der Gesell-
schaft erforderlich sind. Der Aufwendungser-
satzanspruch ist als Aufwand zu behandeln.

§ 10 Gesellschafterversammlungen
(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin lädt 
schriftlich zu Gesellschafterversammlungen 
ein. Die Einberufungsfrist beträgt drei Wochen. 
Neben allen Gesellschaftern sind auch die Bei-
ratsmitglieder einzuladen, die nicht Gesell-
schafter sind; diese haben ein Teilnahme- und 
Rederecht bei Gesellschafterversammlungen, 
jedoch kein Stimmrecht.

(2) In jedem Geschäftsjahr hat nach Aufstel-
lung des Jahresabschlusses eine ordentliche 
Gesellschafterversammlung stattzufinden, die 
über die Feststellung des Jahresabschlusses 
einschließlich Verwendung des Ergebnisses 
beschließt. 

(3) Die Gesellschafterversammlung 
 beschließt weiterhin über 
1.  die Mietergemeinschaftsordnung nach  
 § 6 Nr. 1 (Anlage zum Mietvertrag) sowie
 die Miethöhe der von der Gesellschaft
 überlassenen Wohnräume an die Kom- 
 manditisten, Personen nach § 5 Abs. 6 und  
 sonstige Mieter nach § 7 und § 8.
2.  die Wahl der Beiratsmitglieder nach § 12  
 Abs. 2
3.  die Wahl der Abschlussprüfer nach Vor- 
 schlag des Beirats
4.  die Feststellung des Jahresabschlusses

5.  die Entlastung der persönlich haftenden 
  Gesellschafterin und des Beirats
6.  die Entnahme vom Privatkonto soweit sie 
  50 % überschreitet (§ 4 Abs. 3)
7.  Änderungen des Gesellschaftsvertrages
8.  Auflösung der Gesellschaft
9.  die Geschäftsordnung für die persönlich 
 haftende Gesellschafterin und den Beirat
10.  Ausschluss eines Gesellschafters nach  
 § 19 Abs. 3.

(5) Die persönlich haftende Gesellschafte-
rin muss eine Gesellschafterversammlung 
einberufen, wenn es im Interesse der Gesell-
schaft erforderlich erscheint oder wenn drei 
Gesellschafter dies unter Angabe der Gründe 
verlangen. Kommt die persönlich haftende Ge-
sellschafterin diesem Verlangen innerhalb von 
zwei Wochen nicht nach, können die Antrag-
steller selbst unter Mitteilung des Sachver-halts 
eine Gesellschafterversammlung einberufen.

(6) Jeder Kommanditist kann sich in einer 
Gesellschafterversammlung kraft Vollmacht in 
Textform durch einen anderen Gesellschafter 
oder einen zur Verschwiegenheit verpflichte-
ten Berufsträger (Rechtsanwalt, Wirtschafts-
prüfer, Steuerberater) vertreten lassen. Er kann 
sich des Beistands eines vorgenannten Be-
rufsträgers bedienen. 

(7) Die oder der Vorsitzende des Beirats leitet 
die Gesellschafterversammlung und stellt die 
Dokumentation der Beschlüsse sicher.

(8) Die Gesellschafterversammlung ist be-
schlussfähig, wenn mindestens ein Viertel der 
Stimmen anwesend oder vertreten sind, dar-
unter die Gründungskommanditisten nach § 2 
Abs.2. Ist die Gesellschafterversammlung nicht 
beschlussfähig, so kann die persönlich haften-
de Gesellschafterin mit einer Frist von zwei 
Wochen schriftlich per Einwurfeinschreiben 
zu einer Folgeversammlung mit gleicher Ta-
gesordnung einladen, die ohne Rücksicht auf 
die erschienenen bzw. vertretenen Stimmen 
beschlussfähig ist. Darauf ist in der Einladung 
hinzuweisen.
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§ 11  Gesellschafterbeschlüsse
(1) Gesellschafterbeschlüsse werden in Gesell-
schafterversammlungen gefasst, es sei denn, 
alle Gesellschafter und alle Beiratsmitglieder 
erklären sich mit einer Beschlussfassung au-
ßerhalb einer Gesellschafterversammlung ein-
verstanden, etwa im schriftlichen Verfahren, 
per Fax oder per elektronischer Post.

(2) Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfa-
cher Mehrheit der anwesenden Stimmen ge-
fasst, soweit sich nicht aus dem Gesetz oder 
diesem Gesellschaftsvertrag eine höhere Mehr-
heit ergibt. Beschlüsse über Änderungen dieses 
Gesellschaftsvertrages bedürfen einer Mehr-
heit von 3/4 der anwesenden Stimmen. Sie sind 
in der Einladung zur Gesellschafterversamm-
lung anzukündigen.

(3) Die Anzahl der den einzelnen Gesellschaf-
tern zustehenden Stimmen richtet sich nach 
deren Festkapitalanteil. Je EUR 1000,00 Festka-
pitalanteil gewähren eine Stimme.

§ 12 Beirat
(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat. Der Bei-
rat besteht aus jeweils einer Vertreterin oder 
einem Vertreter der Gründungskommanditis-
ten nach § 2 Abs. 2 sowie der entsprechenden 
Anzahl aus dem Kreise der anderen Komman-
ditisten nach § 2 Abs. 3 und 5. Für jedes Mitglied 
soll ein stellvertretendes Mitglied entsandt bzw. 
gewählt werden, das im Fall der Verhinderung 
an den Sitzungen teilnimmt. 

(2) Die zu wählenden Beiratsmitglieder wer-
den von der Gesellschafterversammlung für 
eine Amtszeit von 3 Jahren aus dem Kreise der 
nicht zu den Gründungskommanditisten ge-
hörenden Kommanditisten gewählt. Wieder-
wahl ist möglich. 

(3) Die Gesellschafterversammlung kann die 
zu wählenden Beiratsmitglieder durch Be-
schluss jederzeit abberufen, wenn ein wichti-
ger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt 
unter anderem vor, wenn

1. das Mitglied dauerhaft an der Sitzungsteil- 
 nahme verhindert ist (Fehlen bei mehr als 
 50 % der Sitzungen eines Kalenderjahres) 
oder
2. gegen Pflichten der Beiratsmitglieder  
 nach diesem Vertrag verstoßen hat.

(4) Abberufene Mitglieder sind durch Neu-
wahl zu ersetzen. Soweit Gründe nach Absatz 3 
bei den von den Gründungskommanditisten 
zu entsendenden Vertreterinnen und Vertreter 
vorliegen, sollen diese von den Gründungskom-
manditisten abberufen und ersetzt werden.

(5) Der Beirat wählt mit einfacher Mehrheit 
aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden sowie eine stellvertretende Vor-
sitzende oder einen stellvertretenden Vorsit-
zenden, die die Sitzungen des Beirats leiten. 
Weiterhin wählt er einen Schriftführer, der in 
der Regel die Beiratsbeschlüsse und die Be-
schlüsse der Gesellschafterversammlung do-
kumentiert.

(6) Beiratsmitglieder dürfen sich nur von ih-
ren Vertretern nach Absatz 1 S. 3 vertreten las-
sen und erhalten keine Vergütung. Notwendige 
Auslagen sind zu erstatten.

§ 13 Aufgaben des Beirates
(1) Der Beirat berät und überwacht die Ge-
schäftsführungstätigkeit der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin.

(2) Er bereitet gemeinsam mit der persönlich 
haftenden Gesellschafterin Beschlüsse der Ge-
sellschafterversammlung nach § 10 Abs. 3 vor.

(3) Er beschließt über Konflikte bei der Woh-
nungsüberlassung nach §§ 7 und 8, soweit diese 
nicht einvernehmlich durch die persönlich haf-
tende Gesellschafterin gelöst werden können.

(4) Der Beirat beschließt über  
1. eine Anhebung des Kommanditkapitals 
 nach § 2 Abs. 3 S. 2
2. die Ausgabe weiterer Kommanditanteile, 
 wenn dabei das Kommanditkapital nach  
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 § 2 Abs. 3 überschritten wird.
3. die Feststellung des Investitions-, Wirt- 
 schafts- und Liquiditätsplans
4. die außergewöhnliche Entnahme nach § 4 
 Abs. 2
5. die Zustimmung 
 a. zu Investitionen einschließlich Bau- 
 maßnahmen im Wert von mehr als 
 100.000 €
 b. zur Aufnahme von Krediten ab einem  
 Nominalbetrag von 100.000 €
 c. zum Abschluss von Verträgen mit ei- 
 nem Gesamtvolumen von mehr als  
 100.000 €
 d. zu Abschluss, Änderung und Beendi- 
 gung von Miet-, Pacht-, Leasing-, War- 
 tungs- oder sonstigen Dauerschuldver- 
 hältnissen mit einer Laufzeit von mehr als 
 5 Jahren und einem Volumen von  
 30.000 € p.a.
 e. zu Abschluss, Änderungen und Been- 
 digung von Dienst- und Arbeitsverträgen,  
 die feste Bezüge von mehr als 30.000 € 
 p.a. vorsehen
 f. zum Erwerb, Veräußerung und Belas- 
 tung von Grundstücken und grund- 
 stücksgleichen Rechten
 g.  zu Verfügungen über Geschäftsanteile  
 gem. § 18 Abs. 3
 h. zu Erwerb, Veräußerung, Belastung 
 Veränderung und Beendigung von Betei- 
 ligungen an anderen Unternehmen
 i. zur Gewährung von Garantien, Über- 
 nahme von Bürgschaften und Patronats- 
 erklärungen Sicherungsübereignungen, 
 Verpfändungen
 j. zu Abschluss, Änderung oder Beendi- 
 gung von Unternehmensverträgen.

(5) Er hat das Recht, in sämtliche Bücher, 
Akten und Vermögensgegenstände der Gesell-
schaft Einsicht zu nehmen und von der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin Auskünfte 
über alle Angelegenheiten der Gesellschaft zu 
verlangen. 

(6) Die persönlich haftende Gesellschafterin 
ist verpflichtet, dem Beirat den Jahresabschluss 

zur Einsicht vorzulegen und jede gewünschte 
Auskunft über alle geschäftlichen Verhältnisse 
zu erteilen, die dem Jahresabschluss zugrunde 
liegen. Die persönlich haftende Gesellschafte-
rin ist verpflichtet, den Beirat über alle wesent-
lichen geschlossenen Verträge und Vorgänge 
zu unterrichten.

(7) Der Beirat hat in den Gesellschafterver- 
sammlungen über seine Tätigkeit zu berichten 
und soll vor Entlastungsbeschlüssen gehört 
werden.

(8) Auf schriftliches Verlangen des Beirats hat 
die persönlich haftende Gesellschafterin eine 
Gesellschafterversammlung einzuberufen.

(9) Während der Bauphase soll der Beirat 
über den Baufortschritt, alle nennenswerten 
Kostenabweichungen sowie mögliche Risiken 
rechtzeitig informiert werden.

§ 14 Sitzungen des Beirates
(1) Der Beirat hält nach Bedarf, mindestens 
jedoch vierteljährlich Sitzungen ab. Eine Bei-
ratssitzung soll jeweils vor einer Gesellschaf-
terversammlung stattfinden. An den Sitzungen 
nehmen in der Regel die Geschäftsführer der 
persönlichen haftenden Gesellschafterin ohne 
Stimmrecht teil. 

(2) Die oder der Vorsitzende – bei Verhinde-
rung die oder der stellvertretende Vorsitzende 
– lädt zu Sitzungen des Beirats ein. Wenn es die 
Lage der Gesellschaft erfordert, kann auch ein 
Geschäftsführer der persönlich haftenden Ge-
sellschafterin den Beirat einberufen.

(3) Beiratsbeschlüsse werden in Beiratssit-
zungen gefasst, es sei denn, alle Beiratsmitglie-
der erklären sich mit einer Beschlussfassung 
außerhalb einer Beiratssitzung einverstanden; 
dies kann telefonisch oder per elektronischer 
Post erfolgen. 

(4) Beiratsbeschlüsse werden mit einfacher 
Mehrheit der Stimmen gefasst, soweit sich nicht 
aus dem Gesetz oder diesem Gesellschaftsver-
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trag eine höhere Mehrheit ergibt. Im Fall der 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der 
oder des Vorsitzenden.

§ 15 Jahresabschluss
(1) Die Handelsbilanz der Gesellschaft wird 
unter Berücksichtigung der steuerlichen Vor-
schriften über die Gewinnermittlung erstellt, 
soweit nicht zwingende handelsrechtliche Vor-
schriften entgegenstehen.

(2) Der Jahresabschluss ist von der persönlich 
haftenden Gesellschafterin binnen sechs Mo-
naten nach Schluss eines jeden Geschäftsjah-
res aufzustellen und den Beiratsmitgliedern 
unverzüglich sowie sämtlichen Kommanditis-
ten spätestens zwei Wochen vor der alljährlich 
stattfindenden ordentlichen Gesellschafterver-
sammlung zu übermitteln. Der Beirat soll den 
Jahresabschluss in einer die Gesellschafterver-
sammlung vorbereitenden Sitzung beraten. 
Die ordentliche Gesellschafterversammlung 
beschließt mit einfacher Mehrheit der Stimmen 
aller stimmberechtigten Gesellschafter über 
die Feststellung des Jahresabschlusses.

(3) Der Jahresabschluss ist von einem Wirt-
schaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft zu prüfen, wenn dies gesetzlich 
vorgeschrieben ist oder wenn der Beirat die 
Durchführung einer Prüfung beschließt.  
(4) Weicht die Veranlagung von der Steuerbi-
lanz ab oder wird die Veranlagung später ge-
ändert, so ist der nächste nach der Bestands-
kraft der Veranlagung oder ihrer Änderung 
festzustellende Jahresabschluss entsprechend 
anzugleichen.

§ 16 Gewinnermittlung und Verteilung
(1) Der Gewinn ergibt sich nach Abzug der 
Posten, die im Verhältnis der Gesellschafter  
zueinander Aufwand oder Ertrag darstellen.

(2) Der Gewinn oder Verlust wird im Verhält-
nis der Kapitalkonten I gemäß § 3 unabhängig 
vom Zeitpunkt des Beitritts nach dem Stand 
vom 31.12. des Geschäftsjahres auf die Kom- 
manditisten verteilt. 

(3) Solange Verluste existieren, ist der verblei-
bende Gewinn nach dem Verhältnis der betrof-
fenen Kapitalkonten I den Kapitalkonten II der 
betroffenen Kommanditisten gutzuschreiben, 
bis die Verluste ausgeglichen sind. Auch dar-
über hinaus können Gewinne bis zu 30% zu-
nächst dem Kapitalkonto II zugeführt werden, 
sofern dieses für Investitionen erforderlich ist. 
Erst hiernach sind Gewinne dem Privatkonto 
gutzuschreiben.

(4) Der Anspruch auf Gewinnausschüttung 
darf weder abgetreten noch verpfändet werden.
 
§ 17 Tod eines Gesellschafters
(1) Im Fall des Todes eines Kommanditisten 
wird die Gesellschaft mit dessen Erben oder 
dem Vermächtnisnehmer fortgesetzt. Werden 
mehrere Personen Erben oder Vermächtnis-
nehmer eines Kommanditisten, können sie 
ihre Rechte als Kommanditist nur einheitlich 
durch einen gemeinsamen Bevollmächtigten 
ausüben, der auch zur Entgegennahme aller 
Erklärungen der übrigen Gesellschafter und 
der Gesellschaft als ermächtigt gilt. 

(2) Solange ein Bevollmächtigter im Sinne des 
Absatzes 1 nicht schriftlich gegenüber der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin einheitlich 
benannt ist, ruhen die Stimmrechte der betrof-
fenen Gesellschaftsbeteiligung und es können 
weder Entnahmen getätigt werden, noch kann 
über das Gewinnbezugsrecht oder das Ausein-
andersetzungsguthaben verfügt werden. 

(3) Hat der verstorbene Gesellschafter letzt-
willig Testamentsvollstreckung angeordnet, so 
werden sämtliche Gesellschaftsrechte und –
pflichten des verstorbenen Gesellschafters von 
den oder dem Testamentsvollstrecker bis zur 
Beendigung der Testamentsvollstreckung aus-
geübt.

§ 18 Verfügungen über Geschäftsanteile
(1) Belastungen von Kommanditanteilen 
sind ausgeschlossen.

(2) Die Gesellschafter dürfen Geschäftsantei-
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le ganz oder teilweise an ihre Ehegatten oder 
Abkömmlinge übertragen (abtreten). 

(3) Für Übertragungen auf andere Personen 
oder auf Mitgesellschafter ist die Zustimmung 
des Beirats mit einfacher Mehrheit erforder-
lich. Der persönlich haftenden  Gesellschafterin 
steht ein Vorkaufsrecht zu. Die Aufforderung 
zur Ausübung des Vorkaufsrechts hat durch 
den veräußernden Gesellschafter schriftlich 
an die Gesellschaft zu Händen der persönlich 
haftenden Gesellschafterin zu erfolgen. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin hat in-
nerhalb von 6 Wochen schriftlich zu erklären, 
ob sie von dem Vorkaufsrecht Gebrauch macht. 

(4) Ein Kommanditanteil darf für Teilübertra-
gungen nach Abs.2 und 3 maximal gedrittelt 
werden. In jedem Fall müssen, mit Ausnahme 
des Absatzes 3, verbleibende Kommanditantei-
le durch 2.000 Euro ohne Rest teilbar sein. Die 
Übertragung eines Gesellschaftsanteils kann 
nur mit Wirkung zum Ende eines Geschäfts-
jahres erfolgen, soweit nicht die persönlich 
haftende Gesellschafterin im Einzelfall einer 
unterjährigen Übertragung in Textform zu-
stimmt, wobei in letzterem Fall der verfügende 
Gesellschafter und der Erwerber als Gesamt-
schuldner den hierdurch der Gesellschaft ent-
stehenden Mehraufwand zu tragen haben.

§ 19  Dauer der Gesellschaft, 
 Kündigung, Ausschließung
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit 
eingegangen.

(2) Die Gesellschaft kann zum Ende eines je-
den Geschäftsjahres von einem Gesellschafter 
schriftlich gegenüber der persönlich haften-
den Gesellschafterin mit einer Frist von sechs 
Monaten gekündigt werden, erstmals zum 
31.12.2030. Die persönlich haftende Gesellschaf-
terin hat die übrigen Gesellschafter von der 
Kündigung zu unterrichten.

(3) Die Gesellschafter können unter den Vor-
aussetzungen des § 140 HGB die Ausschließung 
eines Gesellschafters aus der Gesellschaft be-

schließen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Der Beschluss bedarf der der Mehrheit von 75% 
aller Stimmen. Wichtige Gründe sind z.B. 
a) die nicht fristgerechte Auseinanderset-
zung der Erbengemeinschaft oder die nicht 
fristgerecht erklärte Stimmrechtsbindung im 
Sinne des § 17 Abs. 1 S. 2;
b) die Übertragung eines Kommanditanteils 
oder von Teilen eines Kommanditanteils entge-
gen § 18 Abs. 2 oder § 18 Abs. 3
c) die Belastung eines Kommanditanteils 
entgegen § 18 Abs. 1

(4) Der betroffene Gesellschafter hat bei der 
Beschlussfassung nach Abs. 3 kein Stimmrecht. 
Mit der Mitteilung des Beschlusses, zu der je-
der Gesellschafter ermächtigt ist, scheidet der 
betroffene Gesellschafter aus der Gesellschaft 
aus.

§ 20  Weitere Fälle des Ausscheidens 
 eines Gesellschafters
(1) Wird das Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen eines Gesellschafters eröffnet oder wird 
die Eröffnung mangels Masse abgelehnt, so 
scheidet der betroffene Gesellschafter mit Wir-
kung auf die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens bzw. den Zeitpunkt, in dem die Eröffnung 
abgelehnt worden ist, aus der Gesellschaft aus.

(2) Kündigt ein Privatgläubiger eines Gesell-
schafters das Gesellschaftsverhältnis gem.  
§ 135 HGB, scheidet der betroffene Gesellschaf-
ter mit Wirksamwerden der Kündigung aus der 
Gesellschaft aus.

(3) Ein Gesellschafter, der gemäß §133 HGB auf 
Auflösung der Gesellschaft klagt, scheidet mit 
der Rechtskraft des Auflösungsurteils aus der 
Gesellschaft aus.

§ 21  Abfindung eines ausscheidenden 
 Gesellschafters
(1) Scheidet ein Gesellschafter – gleich aus wel-
chem Grund – aus der Gesellschaft aus, ohne 
dass die Gesellschaft mit seinem Rechtsnach-
folger fortgesetzt wird, so erhält er eine Ab-
findung. Die Höhe der Abfindung bemisst sich 
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nach dem gem. Abs. 2 und 3 zu ermittelnden 
anteiligen Unternehmenswert.

(2) Der für den Unternehmenswert bedeut-
same Wert der Wohnanlage richtet sich nach 
dem von den Gutachtern der finanzierenden 
Banken nach Fertigstellung der Wohngebäu-
de und der Außenanlagen aktuell bestimmten 
Wert. Steht nur ein Gutachten zur Verfügung, 
das älter als 5 Jahre ist, kann durch Beschluss 
des Beirates ein neues Gutachten in geeigneter 
Weise in Auftrag gegeben werden.

(3) Der anteilige Unternehmenswert ergibt sich 
aus dem Anteil des ausscheidenden Gesell-
schafters gemäß seinem Kapitalanteil.

(4) Der ausscheidende Gesellschafter erhält ne-
ben der Abfindung nach Abs. 2 und 3 den auf 
seinen Anteil bis zum Ausscheiden zeitanteilig 
entfallenden Überschuss. Ein zeitanteilig auf 
ihn entfallender Verlust mindert die Abfindung.

(5) Wird dem Ausgeschiedenen steuerrechtlich 
für die Zeit seiner Zugehörigkeit zu der Gesell-
schaft etwa aufgrund einer steuerlichen Au-
ßenprüfung noch ein laufender Gewinn zuge-
rechnet, der bei der Bemessung der Abfindung 
gem. Abs. 1 nicht berücksichtigt worden ist, so 
ändert sich die Abfindung nicht. Die Gesell-
schaft bzw. der übernehmende Gesellschafter 
haben den Ausgeschiedenen jedoch von den 
dadurch für ihn anfallenden Mehrsteuern frei-
zustellen.

(6) Die Abfindung und die Vergütung nach Abs. 
4 sind zusammenzufassen und in drei gleichen 
Jahresraten auszuzahlen, von denen die erste 
Rate sechs Monate nach dem Ausscheiden fäl-
lig wird, die weiteren Raten jeweils 12 Monate 
danach. Steht die Höhe der Abfindung zu einem 
dieser Zeitpunkte noch nicht fest, so hat die Ge-
sellschaft einen angemessenen Abschlag zu 
leisten, dessen Höhe sie nach billigem Ermes-
sen bestimmen darf. Das Abfindungsguthaben 
ist vom Tage des Ausscheidens an in seiner je-
weiligen Höhe mit 2 %-Punkten über dem Ba-
siszinssatz zu verzinsen. Die Zinsen sind mit 

dem Abfindungsraten fällig.

(7) Die Abfindung kann von der Gesellschaft 
jederzeit ganz oder teilweise vorzeitig ausge-
zahlt werden. Vorzeitig ausgezahlte Teilbeträge 
werden auf die als nächstes fällig werdenden 
Raten angerechnet.

(8) Die Stände der Darlehenskonten werden von 
der vorstehenden Abfindungsregelung nicht 
erfasst. Ein positiver oder negativer Saldo ist 
mit dem Zeitpunkt des Ausscheidens in voller 
Höhe zum Ausgleich fällig.

(9) Weitere Ansprüche des ausscheidenden 
Kommanditisten – gleich welcher Art - sind 
ausgeschlossen.
 
§ 22 Schiedsgerichtsklausel
(1) Über alle Streitigkeiten zwischen der Ge-
sellschaft und den Gesellschaftern oder zwi-
schen den Gesellschaftern aus dem Gesell-
schaftsverhältnis entscheidet unter Ausschluss 
des ordentlichen Rechtsweges ein Schiedsge-
richt endgültig. 

(2) Das Schiedsgericht besteht aus je einem 
von den Vertragsparteien zu benennenden 
Schiedsrichter sowie aus einem von den 
Schiedsrichtern zu benennenden Obmann.

(3) Die Schiedsrichter benennen einen Ob-
mann, der die Befähigung zum Richteramt 
haben muss. Erfolgt die Benennung jeweils in-
nerhalb von zwei Wochen nicht, so nimmt sie 
die Industrie- und Handelskammer des Sitzes 
der Gesellschaft vor.

(4) Das Schiedsgericht entscheidet nach dem 
geltenden materiellen Recht. Es bestimmt sein 
Verfahren selbst. Es kann Beweise erheben. 
Der Schiedsspruch ergeht aufgrund mündli-
cher Verhandlung, sofern die Vertragsparteien 
auf eine mündliche Anhörung nicht schriftlich 
verzichten. Er ist schriftlich abzusetzen. Für 
Zustellung und Niederlegung gelten die Vor-
schriften der ZPO, die auch im Übrigen anzu-
wenden ist.
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§ 23 Schriftform, Salvatorische Klausel
(1) Änderungen oder Ergänzungen dieses Ver-
trages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit 
der Schriftform. Diese Formvorschrift kann nur 
schriftlich außer Kraft gesetzt werden.

(2) Sollten gegenwärtige oder zukünftige Be-
stimmungen dieses Vertrages ganz oder teil-
weise nicht rechtswirksam oder nicht durch-
führbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder 
Durchführbarkeit später verlieren, so wird 

hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestim-
mungen dieses Vertrages nicht berührt. Das 
gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, 
dass dieser Vertrag eine Lücke enthält. Anstelle 
der unwirksamen oder undurchführbaren Be-
stimmungen oder zur Ausfüllung der Lücke soll 
eine angemessene Regelung gelten, die, soweit 
rechtlich möglich, dem am nächsten kommt, 
was die Vertragsschließenden gewollt haben 
oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages 
gewollt hätten. 

Gau-Algesheim, den

Caritas Altenhilfe St. Martin 
Rheinhessen gGmbH

Katholische Kirchengemeinde 
St.Cosmas und Damian

Stadt Gau-Algesheim

Stiftungsfonds Albertus-Hospital 
zu Gau-Algesheim
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D.) Ge s e l l s c h a f t s v e r t r a g
der

Wohnen im Steinert Verwaltungs- GmbH

Schulstraße 20 · Gau-Algesheim

eingetragen in das Handelsregister des Amtsgerichts Mainz 

am 19.1.2018

Registerblatt HRB 47874

§ 1 Firma, Sitz
§ 2 Gegenstand des Unternehmens
§ 3 Stammkapital, Stammeinlagen
§ 4 Geschäftsführung, Vertretung
§ 5 Gesellschafterversammlung
§ 6 Jahresabschluss
§ 7 Verfügungen über Geschäftsanteile
§ 8 Dauer der Gesellschaft
§ 9 Bekanntmachungen
§ 10 Kosten

§ 1 Firma, Sitz
(1) Die Gesellschaft führt die Firma „Wohnen 
im Steinert Verwaltungs-GmbH“.
(2) Sitz der Gesellschaft ist Gau-Algesheim.
(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

§ 2 Gegenstand des Unternehmens
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Ge-
schäftsführung und Vertretung der Wohnen 
im Steinert GmbH & Co.KG mit Sitz in Gau-Al-
gesheim (im Folgenden „Hauptgesellschaft“ 
genannt), als deren persönlich haftende Gesell-
schafterin. Gegenstand der Hauptgesellschaft 
ist die Errichtung und Vermietung von Woh-
nungen und Gemeinschaftseinrichtungen in 
Gau-Algesheim.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Rechtsgeschäf-
ten und Rechtshandlungen befugt, die unmittel-
bar oder mittelbar im Zusammenhang mit dem 
Gegenstand des Unternehmens stehen. 

§ 3 Stammkapital, Stammeinlagen
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 
25.000  € (in Worten fünfundzwanzigtausend 
Euro).

(2) Auf das Stammkapital haben übernommen
a) Caritas Altenhilfe St.Martin Rheinhessen  
gGmbH einen Geschäftsanteil im Nennbetrag in 
Höhe von 13.000 €
b) Stiftungsfonds Albertus Hospital zu Gau- 
Algesheim mit einem Geschäftsanteil im Nenn-
betrag in Höhe von 12.000 €

(3) Die Stammeinlagen sind sofort in bar zu er-
bringen.

§ 4 Geschäftsführung, Vertretung
(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere 
Geschäftsführer. Ist nur ein Geschäftsführer be-
stellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind 
mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die 
Gesellschaft von zwei Geschäftsführern oder 
einem Geschäftsführer in Gemeinschaft mit ei-
nem Prokuristen vertreten. Die Gesellschafter-
versammlung kann jedem Geschäftsführer Al-
leinvertretungsbefugnis und Befreiung von den 
Beschränkungen des § 181 BGB erteilen.

(2) Zu allen Erklärungen, die den Gesell-
schaftsvertrag der Wohnen im Steinert GmbH & 
Co. KG oder das Gesellschaftsverhältnis zu der 
Wohnen im Steinert GmbH & Co. KG berühren, 
bedürfen die Geschäftsführer eines vorherigen 
Beschlusses entweder des Beirats oder der Ge-
sellschafterversammlung; näheres regelt der 
Gesellschaftsvertrag der Wohnen im Steinert 
GmbH & Co. KG

(3) Bei der Führung der Geschäfte der Haupt-
gesellschaft haben die Geschäftsführer das 
Gesetz, den Gesellschaftsvertrag der Haupt-
gesellschaft und dieser Gesellschaft sowie die 
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Weisungen der Gesellschafterversammlung die-
ser Gesellschaft zu beachten. Sind mehrere Ge-
schäftsführer bestellt, führen sie die Geschäfte 
der Gesellschaft gemeinschaftlich. Beschlüsse 
der Geschäftsführung werden mit der Mehrheit 
aller Stimmen gefasst. Jeder Geschäftsführer hat 
eine Stimme. Die Gesellschafterversammlung 
kann eine Geschäftsordnung für die Geschäfts-
führung erlassen, in der Abweichendes geregelt 
ist.

(4) Geschäfte und Maßnahmen der Gesell-
schaft, die nicht der Vertretung und Geschäfts-
führung der Hauptgesellschaft zuzuordnen 
sind, bedürfen eines vorherigen zustimmenden 
Beschlusses der Gesellschafterversammlung. 
Das Gleiche gilt für Geschäfte und Maßnahmen, 
die außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsbe-
triebs der Gesellschaft liegen. 

§ 5 Gesellschafterversammlung
(1) In jedem Geschäftsjahr soll innerhalb der 
ersten acht Monate die ordentliche Gesellschaf-
terversammlung stattfinden. Sie beschließt in 
jedem Fall über die Feststellung des Jahresab-
schlusses, die Verwendung des Jahresergeb-
nisses, die Entlastung der Geschäftsführer und 
– sofern der Jahresabschluss durch einen Ab-
schlussprüfer zu prüfen ist oder freiwillig ge-
prüft wird – die Wahl des Abschlussprüfers. Im 
Übrigen finden Gesellschafterversammlungen 
nach Bedarf statt.

(2) Die Geschäftsführer haben die Gesellschaf-
terversammlung in den im Gesetz und im Ge-
sellschaftsvertrag bestimmten Fällen sowie 
dann einzuberufen, wenn das Interesse der Ge-
sellschaft dies erfordert. Jeder Geschäftsführer 
kann eine Gesellschafterversammlung einberu-
fen.

(3) Die Gesellschafterversammlung ist schrift-
lich einzuberufen. Die Einberufung muss den 
Zeitpunkt, den Ort und die Tagesordnung ange-
ben. Zwischen der Absendung der Einberufung 
und dem Tag der Gesellschafterversammlung 
muss eine Frist von mindestens zwei Wochen 
liegen. Bei der Berechnung der Einladungsfrist 
werden der Tag der Absendung der Einberufung 

und der Tag der Gesellschafterversammlung 
nicht mitgerechnet.

(4) Die Gesellschafterversammlung findet am 
Sitz der Gesellschaft oder in Mainz statt.

(5) Ist eine ordnungsgemäß einberufene Ge-
sellschafterversammlung beschlussunfähig, so 
ist innerhalb von zwei Wochen eine neue Gesell-
schafterversammlung mit gleicher Tagesord-
nung unter Einhaltung der in Absatz 3 genann-
ten Form- und Fristvorschriften einzuberufen. 
Diese ist in jedem Fall beschlussfähig, falls hie-
rauf in der Einberufung hingewiesen wird.

(6) Die Gesellschafterversammlung wählt ei-
nen Vorsitzenden jeweils für eine Amtszeit von 
zwei Jahren. Dieser leitet die Gesellschafterver-
sammlung.

(7) Über die Gesellschafterversammlung ist 
eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsit-
zende zu unterzeichnen hat. Den Gesellschaf-
tern ist unverzüglich eine Abschrift der Nie-
derschrift zu übersenden. Die Niederschrift hat 
mindestens den Zeitpunkt, den Ort, die Tages-
ordnung, etwaige Verzichte auf die Einhaltung 
von Form- und Fristvorschriften, alle Anträge 
und Beschlüsse einschließlich der jeweiligen Ab-
stimmungsergebnisse zu enthalten.

§ 6 Jahresabschluss
(1) Die Geschäftsführer haben innerhalb der 
gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung und An-
hang) und gegebenenfalls den Lagebericht für 
das vorangegangene Geschäftsjahr aufzustellen. 
Der Jahresabschluss hat den Vorschriften über 
die steuerliche Gewinnermittlung zu entspre-
chen, soweit nicht zwingende handelsrechtliche 
Bestimmungen oder dieser Gesellschaftsvertrag 
etwas anderes regeln.

(2) Die Geschäftsführer haben den Jahresab-
schluss, gegebenenfalls den Lagebericht und 
– sofern der Jahresabschluss durch einen Ab-
schlussprüfer zu prüfen ist oder freiwillig ge-
prüft wird – den Prüfungsbericht sowie den 
Vorschlag der Geschäftsführer für die Verwen-
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dung des Jahresergebnisses den Gesellschaftern 
mindestens zwei Wochen vor der jährlichen or-
dentlichen Gesellschafterversammlung, die den 
Jahresabschluss feststellt (§ 5) in Kopie zu über-
senden.

§ 7 Verfügungen über Geschäftsanteile
(1) Jede entgeltliche oder unentgeltliche Ver-
fügung über Geschäftsanteile oder Teile von 
Geschäftsanteilen sowie Ansprüche gegen die 
Gesellschaft bedarf zu ihrer Wirksamkeit eines 
zustimmenden Beschlusses der Gesellschafter-
versammlung. 

(2) Die Verpfändung oder Abtretung von Ge-
schäftsanteilen oder Teilen von Geschäftsan-

teilen ist unzulässig. Die Einräumung einer 
Unterbeteiligung an einem Geschäftsanteil ist 
ebenfalls unzulässig.

§ 8 Dauer der Gesellschaft
Die Gesellschaft ist für unbestimmte Zeit einge-
gangen.

§ 9 Bekanntmachungen
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfol-
gen im elektronischen Bundesanzeiger.

§ 10 Kosten
Die Gründungskosten trägt die Gesellschaft iHv. 
2.000 Euro.
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zwischen

Hospitalfonds Albertus Stift Gau-Algesheim, 
vertreten durch den Vorstand
- Grundstückseigentümer -

und

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
Gau-Algesheim, 
vertreten durch die Geschäftsführer der 
persönlich haftenden Gesellschafterin, 
Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH
- Erbbauberechtigter -

Der Erbbauberechtigte bestätigt, dass ihm 
gem. § 17 Abs. 2a BeurkG mindestens zwei Wo-
chen vor der heutigen Beurkundung der beab-
sichtigte Text des Vertrages zur Prüfung und 
Durchsicht zur Verfügung gestellt wurde, so 
dass er ausreichend Gelegenheit hatte, sich 
mit dem Gegenstand der Urkunde auch durch 
Rücksprache mit dem Notariat auseinanderzu-
setzen. Der Notar fragte nach einer Vorbefas-
sung iSd. § 3 Abs. 1 Nr. 7 BeurkG; sie wurde von 
den Beteiligten verneint.

§ 1  Bestellung des Erbbaurechts
(1) Der Grundstückseigentümer ist im Grund-
buch des Amtsgerichts Bingen am Rhein von 
Gau-Algesheim, Grundbuchblätter bisher: 9061, 
5889, 9189, 9151, 6305, 9120, jeweils Flur 10, Flur-
stücke: 375, 371/1, 371,2, 393, 374, 373 und 372 (ins-
gesamt 5.984 qm) als Eigentümer eingetragen.

(2) Der Grundstückseigentümer bestellt hiermit 
an diesem Grundstück für den Erbbauberech-
tigten ein Erbbaurecht gem. der Verordnung 
über das Erbbaurecht vom 15. 1. 1919 in der je-
weils gültigen Fassung.

(3) Das Erbbaurecht beginnt mit dem Tage der 
Eintragung in das Grundbuch und erlischt mit 
dem Ablauf des 99. Jahres.

(4) Das Erbbaurecht erstreckt sich auf die ge-
samte Fläche der oben genannten Grundstü-
cke, somit auch auf den für die vorgesehene 
Wohnanlage nicht erforderlichen Teil.

(5) Die Grundstücke werden dem Erbbaube-
rechtigten am 1.1.2019 übergeben (Besitzüber-
gang). Vom gleichen Tag an gehen Lasten, 
Abgaben und Steuern, Haftung, Verkehrssiche-
rungspflicht und Gefahr - und zwar sowohl 
bezüglich des Grundstücks als auch bezüglich 
des Erbbaurechts - auf den Erbbauberechtig-
ten über.

§ 2 Erbbauzins
(1) Der Erbbauberechtigte hat an den jeweiligen 
Grundstückseigentümer einen jährlichen Erb-
bauzins in Höhe von 39.600,- Euro zu bezahlen. 
Diesem Erbbauzins liegen der Gesamtwert der 
Grundstücke in Höhe von 990.000,- Euro und 
eine Verzinsung von 4 % zugrunde.

(2) Die Zahlungspflicht beginnt mit dem Fol-
gemonat der Eintragung des Erbbaurechts in 
das Grundbuch. Der Erbbauzins ist in halbjähr-
lichen Raten jeweils am Ende eines Kalender-
halbjahres auf das Konto des Grundstücks- 
eigentümers bei der Mainzer Volksbank e. G., 
IBAN DE10 5519 0000 0955 9030 18 , 
BIC MVBMDE55XX  zu bezahlen.

(3) Abweichend von Absatz 2 zahlt der Erbbau-
berechtigte im Kalenderjahr der Eintragung 
des Erbbaurechts 10 Werktage nach dem in Ab-
satz 2 Satz 1 genannten Zeitpunkt den gesam-
ten Erbbauzins für das betreffenden Kalender-
jahr.

E.) Vorvertrag zum

ERBBAUVERTRAG
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(4) Die Verpflichtung zur Zahlung des Erbbau-
zinses ist durch eine an erster Rangstelle ein-
zutragende Reallast zu sichern.

(5) Als weiterer dinglicher Inhalt des Erbbau-
zinses wird Folgendes vereinbart:
1.  Die Reallast bleibt abweichend von § 52  
 Abs. 1 ZVG mit ihrem Hauptanspruch be- 
 stehen, wenn der Grundstückseigentümer  
 aus der Reallast oder der Inhaber eines  
 im Range vorgehenden oder gleichstehen- 
 den dinglichen Rechts die Zwangsverstei- 
 gerung des Erbbaurechts betreibt.
2.  Der jeweilige Erbbauberechtigte ist dem 
 jeweiligen Inhaber der Reallast gegenüber 
 berechtigt, das Erbbaurecht im Range vor  
 der Reallast mit Grundpfandrechten bis zu  
 800.000 a nebst bis zu 2% Jahreszinsen ab 
 dem Tag der Eintragung des Grund- 
 pfandrechts sowie einer einmaligen Ne- 
 benleistung bis 5% des Kapitals zu belasten.

(6) Der Erbbauberechtigte unterwirft sich we-
gen der schuldrechtlichen Verpflichtung zur 
Zahlung des Erbbauzinses sowie wegen des 
dinglichen und persönlichen Anspruchs aus 
der bestellten Reallast der sofortigen Zwangs-
vollstreckung aus dieser Urkunde in sein ge-
samtes Vermögen. Vollstreckbare Ausfertigung 
darf ohne weitere Nachweise erteilt werden. 
Eine Umkehr der Beweislast ist damit nicht 
verbunden.

(7) Der Grundstückseigentümer ist verpflich-
tet, bis zu 30% des eingenommenen Erbbau-
zinses für die steuerrechtlich gemeinnützige 
Tätigkeit einer Quartiersmanagerin oder eines 
Quartiersmanagers in der Umgebung der in  
§ 1 Abs. 1 genannten Grundstücke aufzuwen-
den. Empfänger der Zuwendungen ist die steu-
errechtlich gemeinnützige Organisation, die 
die Quartiersmanagerin oder den Quartiers-
manager beschäftigt. 

§ 3 Anpassungsklausel
(1) Grundstückseigentümer und Erbbauberech-
tigter verpflichten sich gegenseitig, innerhalb 
des durch § 9a ErbbauRVO festgelegten Rah-

mens den Erbbauzins angemessen zu erhöhen 
oder herabzusetzen, wenn sich die allgemei-
nen wirtschaftlichen Verhältnisse seit der letz-
ten Festsetzung des Erbbauzinses wesentlich 
geändert haben.

(2) Der Anpassungsanspruch kann nur bei Ein-
tritt folgender Voraussetzungen und in folgen-
der Weise geltend gemacht werden:
1.  Der vom statistischen Bundesamt oder ei- 
 ner entsprechenden Nachfolgeorgani- 
 sation ermittelte Verbraucherpreisindex 
 für Deutschland (Basisjahr 2000 = 100) 
 muss sich seit der letzten Festsetzung um 
 mehr als 10 % (nicht Prozentpunkte) geän- 
 dert haben. Erster Vergleichsindex ist der 
 für den Monat des Besitzübergangs nach 
 diesem Vertrag.
2.  Eine Erbbauzinserhöhung kann frühestens 
 drei Jahre seit der letzten Festsetzung ver- 
 langt werden (§ 9a ErbbauRVO).
3.  Der neue Erbbauzins wird ab dem Monat 
 geschuldet, der der Geltendmachung der  
 Anpassung folgt.

(3) Ein auf Grund der Anpassungsklausel ge-
schuldeter weiterer Erbbauzins ist durch eine 
weitere Erbbauzinsreallast im Grundbuch zu 
sichern.

(4) Der bedingte Anspruch des Grundstücksei-
gentümers auf Eintragung weiterer Erbbau-
zinsreallasten nach Abs. 3 ist durch eine Vor-
merkung im Grundbuch zu sichern.

(5) Die Veränderung der Erbbauzinshöhe ist im 
Grundbuch zu vermerken, und zwar im Falle 
der Erhöhung durch Umschreibung der in Abs. 
4 vereinbarten Vormerkung im Umfang der 
Erhöhung, im Falle der Herabsetzung durch 
entsprechende Teillöschung der Erbbauzins-
reallast. Die Beteiligten verpflichten sich, die 
entsprechenden Grundbucherklärungen abzu-
geben.

(6) Im Falle der Erhöhung des Erbbauzinses 
gem. der vorstehenden Wertsicherungsverein-
barung ist der Erbbauberechtigte verpflich-
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tet, sich auf eigene Kosten und jederzeitiges 
schriftliches Verlangen des jeweiligen Grund-
stückseigentümers diesem gegenüber wegen 
des Erhöhungsbetrages der sofortigen Zwangs-
vollstreckung aus notarieller Urkunde zu un-
terwerfen und die Erteilung einer vollstreckba-
ren Ausfertigung ohne besonderen Nachweis 
zu gestatten.

§ 4 Errichtung von Bauwerken
(1) Die Erbbaurechtsbestellung erfolgt zur Er-
richtung des folgenden Bauwerks: Wohnanlage 
zur Nutzung gemeinschaftlichen Wohnens.

(2) Die Errichtung hat bis spätestens 31.12.2020 
zu erfolgen.

(3) Die Errichtung von Bauwerken jeder Art 
durch den Erbbauberechtigten setzt voraus, 
dass der Grundstückseigentümer dem behörd-
lich genehmigten Plan schriftlich zustimmt.

(4) Errichtete Bauwerke dürfen nur mit schrift-
licher Zustimmung des Grundstückseigentü-
mers abgebrochen oder wesentlich verändert 
werden.

(5) Die Bauwerke mit allen wesentlichen Be-
standteilen und dem gesetzlichen Zubehör sind 
in einem guten baulichen Zustand zu erhalten 
und bei einer Zerstörung wiederaufzubauen. 
Sie sind - nach Möglichkeit bereits während der 
Bauzeit - zum gleitenden Neuwert gegen Feuer 
und Elementarschäden zu versichern und fort-
laufend versichert zu halten.

(6) Wird das Bauwerk durch Brand oder ein 
sonstiges Ereignis, für das der Erbbauberech-
tigte eine Entschädigung erhält, ganz oder 
teilweise zerstört, so ist der Erbbauberechtigte 
zum Wiederaufbau verpflichtet.

§ 5 Lasten
(1) Der jeweilige Erbbauberechtigte hat die auf 
das Erbbaugrundstück und das Bauwerk ent-
fallenden öffentlichen und privaten Lasten und 
Abgaben, insbesondere Versicherungsbeiträge 
und Steuern, sowie die Kosten der Bauerrich-

tung und -unterhaltung zu tragen.

(2) Sämtliche auf die Grundstücke entfallenden 
Erschließungs- und Anliegerbeiträge gehen 
zu Lasten des Erbbauberechtigten. Er hat den 
Grundstückseigentümer gegenüber der Ge-
meinde von jeder Inanspruchnahme freizustel-
len.

§ 6 Veräußerung und Belastung
Die Veräußerung des Erbbaurechts sowie sei-
ne Belastung mit Hypotheken, Grund- oder 
Rentenschulden, Reallasten sowie Dauerwohn- 
oder Dauernutzungsrechten bedürfen der Zu-
stimmung des Grundstückseigentümers.

§ 7 Heimfallanspruch
(1) Der jeweilige Grundstückseigentümer kann 
vom Erbbauberechtigten die Übertragung des 
Erbbaurechts auf sich selbst oder einen von 
ihm bezeichneten Dritten verlangen (Heim-
fallanspruch), wenn
1.  der Erbbauberechtigte in Vermögensver- 
 fall gerät, insbesondere wenn über sein 
  Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet 
 oder die Zwangsvollstreckung in das Erb- 
 baurecht betrieben wird;
2.  der Erbbauberechtigte mit dem Erbbauzins 
 mindestens in Höhe zweier Jahresbeträge 
 im Rückstand ist (§ 9 Abs. 3 ErbbauRVO);
3.  der Erbbauberechtigte gegen seine Ver- 
 pflichtungen nach §§ 4 und 5 dieses Vertra- 
 ges verstößt. Im Falle des Verstoßes gegen 
 die Bauerrichtungsfrist nach § 4 Abs. 2 be- 
 steht der Anspruch aber nicht, wenn der 
 Erbbauberechtigte die Verzögerung nicht 
 zu vertreten hat;
4.  sich die Bauabsicht endgültig zerschlägt 
 oder das Bauwerk nach Ablauf von zehn 
 Jahren noch nicht errichtet ist.

(2) Macht der Grundstückseigentümer von sei-
nem Heimfallanspruch gem. Abs. 1 Gebrauch 
oder erlischt das Erbbaurecht durch Zeitab-
lauf, so hat der Grundstückseigentümer dem 
Erbbauberechtigten für die in zulässiger Weise 
errichteten Bauwerke eine Entschädigung in 
Höhe des Wertes zu entrichten, den sie bei Ent-
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stehung des Anspruchs haben. Für ungeneh-
migt errichtete Bauwerke und Anlagen wird 
keine Entschädigung geschuldet.

(3) Einigen sich die Beteiligten nicht auf eine 
Entschädigungssumme, so wird diese durch 
einen Sachverständigen festgesetzt, der bei 
Nichteinigung der Beteiligten vom Präsidenten 
der örtlichen Architektenkammer auf Antrag 
eines der Beteiligten zu bestimmen ist.

(4) Auf die Entschädigungssumme werden Be-
lastungen des Erbbaurechts mit dem Betrag 
der Ablösesumme oder ihres Wertes angerech-
net. Forderungen des Grundstückseigentümers 
gegen den Erbbauberechtigten können ver-
rechnet werden.

(5) Der Grundstückseigentümer hat die Ent-
schädigungssumme in zwei gleichen Jahresra-
ten zu bezahlen, und zwar die erste Hälfte an 
dem der Entstehung des Heimfallanspruchs 
folgenden 15. Januar, frühestens aber nach drei 
Monaten, die zweite Hälfte am 15. Januar des da-
rauffolgenden Jahres. Die Entschädigungssum-
me ist in der nichtgezahlten Höhe ab dem Zeit-
punkt des Entstehens des Heimfallanspruchs 
mit 2% über dem jeweiligen Basiszinssatz jähr-
lich zu verzinsen.

§ 8 Vorrecht auf Erneuerung
Der Grundstückseigentümer räumt dem jewei-
ligen Erbbauberechtigten ein Vorrecht auf Er-
neuerung des Erbbaurechts nach § 31 Erbbau-
RVO ein.

§ 9 Vorkaufsrechte
(1) Der Grundstückseigentümer räumt dem je-
weiligen Erbbauberechtigten für die Dauer des 
Erbbaurechts ein dingliches Vorkaufsrecht für 
alle Verkaufsfälle an dem Erbbaugrundstück 
ein.

(2) Der Erbbauberechtigte räumt dem jewei-
ligen Grundstückseigentümer ein dingliches 
Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle an dem Erb- 
baurecht ein.

§ 10 Sach- und Rechtsmängel
(1) Der Grundstückseigentümer hat dem Erb-
baurecht die erste Rangstelle zu verschaffen. 
Miet- und Pachtverhältnisse bestehen nicht. 
Ansprüche wegen Baulasten, nicht eingetra-
gener Dienstbarkeiten oder nachbarrechtlicher 
Beschränkungen sind ausgeschlossen, sofern 
nicht Vorsatz des Grundstückseigentümers 
vorliegt. Baulasten, nicht eingetragene Dienst-
barkeiten und nachbarrechtliche Beschränken 
sind dem Grundstückseigentümer nicht be-
kannt.

(2) Die Rechte des Erbbauberechtigten wegen 
eines Sachmangels des Grundstücks sind aus-
geschlossen. Dies gilt auch für alle Ansprüche 
auf Schadensersatz, es sei denn, der Grund-
stückseigentümer handelt vorsätzlich. Ver-
steckte Mängel, insbesondere Altlasten oder 
sonstige schädliche Bodenveränderungen sind 
dem Grundstückseigentümer nicht bekannt.

(3) Hinsichtlich von Schadensersatzansprü-
chen bleibt die Haftung für vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verursachte Schäden und für 
Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit, die auf einer 
auch leicht fahrlässigen Pflichtverletzung des 
Grundstückseigentümers beruhen, unberührt. 
Einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflicht-
verletzung des Grundstückseigentümers steht 
diejenige seines gesetzlichen Vertreters oder 
Erfüllungsgehilfen gleich.

(4) Die Beteiligten vereinbaren die Bebaubarkeit 
des Grundstücks mit einer Wohnanlage, die für 
gemeinschaftliches Wohnen gestaltet werden 
kann, als Beschaffenheit, ohne dass der Grund-
stückseigentümer hierfür eine Garantie über-
nimmt. Sollte diese Bebaubarkeit nicht gegeben 
sein, kann der Erbbauberechtigte vom Vertrag 
zurücktreten, nicht allerdings die Herabset-
zung des Kaufpreises (Minderung) oder Scha-
densersatz verlangen.
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§ 11 Weitergabe von Rechten und Pflichten
Grundstückseigentümer und Erbbauberech-
tigter verpflichten sich, alle in diesem Vertrag 
enthaltenen Rechte und Pflichten auf Rechts-
nachfolger zu übertragen und diese ebenfalls 
zur Weitergabe an ihre Rechtsnachfolger zu 
verpflichten.

§ 12 Kosten und Steuern
Die Kosten dieses Vertrages und seines Voll-
zugs trägt der Erbbauberechtigte, ebenso die 
anfallende Grunderwerbsteuer.

§ 13 Grundbucherklärungen
Die Vertragsbeteiligten sind sich über die Be-
stellung des Erbbaurechts gem. § 1 einig. Sie be-
stimmen neben den gesetzlichen Vorschriften 
die Vereinbarungen in § 1 Abs. 3 und 4 sowie in 
§§ 4-8 dieses Vertrages zum Inhalt des Erbbau-
rechts.
Sie bewilligen und beantragen, im Grundbuch 
einzutragen:
1.  Zu Lasten des Grundstücks:
 a) das Erbbaurecht nach § 1,
 b) das Vorkaufsrecht nach § 9 Abs. 1, und 
 zwar im Range nach dem Erbbaurecht;
2.  zu Lasten des Erbbaurechts, für das ein ge- 
 sondertes Erbbaugrundbuch anzulegen ist:
 a) § 1 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 4-8 dieses 
 Vertrages als Inhalt des Erbbaurechts,
 b) die Reallast für Erbbauzins mit dem In- 
 halt nach § 2 Abs. 1, 2 und 4,
 c) die Vormerkung für neue Erbbauzins- 
 reallasten nach § 3 Abs. 1 und 2,
 d) das Vorkaufsrecht nach § 9 Abs. 2
 - lit. b-d in dieser Rangfolge nacheinander -.

Die Anträge dürfen nur zusammen vollzogen 
werden.

Gau-Algesheim, den 

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
Stiftungsfonds Albertus-Hospital 
zu Gau-Algesheim
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F.) LAGEPLAN für das Projekt „Wohnen im Steinert“

G) Beitrittsformulare 

für 1 Kommanditist

für  2 Kommanditisten
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1 
W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G 

W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G 

Beitrittsformular 1 Kommanditist 

 

B e i t r i t t s f o r m u l a r   für 1 Kommanditisten 
als Inhaber eines Kommanditanteils an der 

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
Schulstraße 20, 55435 Gau-Algesheim 

1. B e i t r i t t s e r k l ä r u n g 

Ich, die unterzeichnende Person 
 

Name 

 

Vorname 

 

Geburtsdatum 

 

Geburtsort 

 

Staatsangehörigkeit 

 

Beruf 

 

Straße, Haus-Nr. 

 

PLZ, Ort 

 

Telefon 

 

E-Mail 

 

Wohnsitzfinanzamt, Steuernummer 

 

Steueridentifikationsnummer 

 

Bank 

 

IBAN, BIC 

b e t e i l i g e   mich an der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG mit einer Kommanditeinlage von 
10.000 € (§ 2 Abs.8 S.1 Gesellschaftsvertrag). Weiterhin verpflichte ich mich, die zusätzliche Pflicht-
einlage in Höhe von 40.000 Euro (§ 2 Abs.8 S.2 Gesellschaftsvertrag) auf das gleiche Konto einzu-
zahlen. 

Ich bin eine zeichnungsberechtigte volljährige natürliche Person, die mit 

� mit erstem Wohnsitz in der Gemeinde Gau-Algesheim gemeldet ist 

� ohne ersten Wohnsitz in der Gemeinde Gau-Algesheim gemeldet ist 

Ich erkläre hiermit, meinen Anspruch auf wohnliche Versorgung durch die Gesellschaft (§ 5 Abs.3 des 
Gesellschaftsvertrages) 

� im Rahmen der Erstbelegung selbst zu nutzen 
� im Rahmen der Erstbelegung durch folgende berechtigte verwandte oder verschwägerte Per-

son (§ 5 Abs.6 Gesellschaftsvertrag) nutzen zu lassen: ………………………………………. 

Ich bin mit dem Nutzer der wohnlichen Versorgung folgendermaßen bis zum 2.Grad  

� verwandt …………………………………………………………………………………… 
� verschwägert  ….………………………………………………………………………….. 

� zu einem späteren noch zu nennenden Zeitpunkt selbst nutzen zu wollen 

Ich verpflichte mich, die Kommanditeinlage und die Pflichteinlage innerhalb von 14 Tagen nach Zu-
gang der Annahme der Beitrittserklärung zur Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG und der Anforde-
rung der persönlich haftenden Gesellschafterin (§ 2 Abs.10 S.1 Gesellschaftsvertrag) auf das folgende 
Konto der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG bei der Mainzer Volksbank IBAN: DE 10 5519 0000 
0955 9030 18  BIC: MVB MDE 55 unter Angabe meines Namens zu zahlen. Mir ist bekannt, dass mir 
im Fall des Zahlungsverzuges Zinsen in Höhe von 5 % p.a. berechnet werden können (§ 2 Abs.11 S.2 
Gesellschaftsvertrag). 

 

Ort, Datum 

 

Unterschrift des Zeichners A 
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2 
W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G 

W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G 

Beitrittsformular 1 Kommanditist 

2.  D a t e n s c h u t z 
Die in dieser Beitrittserklärung enthaltenen Angaben zu Ihrer Person werden mittels Datenverarbei-
tungsanlagen gemäß den Regelungen der geltenden Datenschutzgesetze verarbeitet und genutzt. 
Verantwortliche Stellen i.S.d. Datenschutzgesetzes (BDSG) ist die Wohnen am Steinert GmbH & 
Co.KG. Die Gesellschaft verarbeitet und nutzt ihre Daten zu Zwecken der Kunden- und Interessenver-
waltung.  

3.  E m p f a n g s q u i t t u n g 
Ich bestätige hiermit, den Prospekt (Beteiligungsangebot) der Wohnen im Steinert GmbH &Co.KG ein-
schließlich des darin abgedruckten Gesellschaftsvertrages erhalten zu haben. Ich hatte vor der Unter-
zeichnung dieser Beitrittserklärung hinreichend Zeit, das Angebot zur Beteiligung, den vorgenannten 
Vertrag, die Beitrittserklärung und insbesondere die Risikohinweise zu lesen, zu verstehen und zu prü-
fen. 

 

Ort, Datum 

 

Unterschrift des Zeichners A 

 

4.  I c h   b e s t ä t i g e,  dass 

� mein Beitritt bedingungslos ohne Vorbehalt und auf Basis der vorgenannten Unterlagen erfolgt 
und hiervor keine abweichenden oder darüber hinaus gehenden Erklärungen oder Zusiche-
rungen abgegeben worden sind; 

� ich aufgrund meiner wirtschaftlichen und finanziellen Erfahrung bzw. auf Grundlage der ent-
sprechenden Erfahrung meines hinzugezogenen Beraters in der Lage bin, die Risiken einer 
Beteiligung abzuwägen, 

� mir bewusst ist, dass die Anteile nicht an einem öffentlichen Handelsplatz gehandelt werden 
und ihre Fungibilität begrenzt ist, 

� mir bewusst ist, dass bei der vorliegenden Beteiligung aufgrund der sozialen Pflichten der Ge-
sellschaft Gewinnausschüttungen eher nicht zu erwarten sind, 

� mir bewusst ist, dass ich den Kommanditanteil zwar veräußern kann, aber eine Kündigung 
des Gesellschaftsvertrages erst ab dem 31.12.2030 möglich ist, 

� mir bewusst ist, dass die vorliegende Beteiligung keine mündelsichere Kapitalanlage darstellt, 
sondern eine Beteiligung, die ein unternehmerisches Risiko beinhaltet und im Extremfall damit 
ein Kapitalverlust bis hin zum Totalverlust der gesamten Zeichnungssumme eintreten kann; 

� ich damit einverstanden bin, dass meine persönlichen Daten über eine Datenverarbeitungsan-
lage durch die Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG zum Zweck der Verwaltung und Betreu-
ung meiner Beteiligung erhoben, gespeichert, verarbeitet und genutzt werden, 

� ich in den USA oder Kanada (einschließlich deren jeweiligen Territorien) nicht unbeschränkt 
steuerpflichtig bin, z.B. weil ich Staatsbürger oder Einwohner der USG oder Kanadas (ein-
schließlich der jeweiligen Territorien) bin und dass ich keine dauerhafte US-amerikanische o-
der kanadische Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis (z.B. eine „Green Card“) besitze. 

� Ich erkläre, dass ich keine sogenannte exponierte Person („PEP“) iSd Geldwäschegesetzes 
(GwG)1 bin und auch innerhalb der letzten zwölf Monate eine solche nicht war und 

� ich auf eigene Rechnung handele. 

 

Ort, Datum 

 

Unterschrift des Zeichners A 

 
1 Politisch exponierte Personen iSd § 6 Abs.2 Geldwäschegesetz sind natürliche Personen, die ein wichtiges öffentliches Amt ausüben oder ausgeübt haben 
(bspw.Staats- oder Regierungschefs, Parlamentsmitglieder) sowie deren unmittelbare Familienmitglieder (wie Ehepartner, Kinder, Eltern) oder diesen natürlichen Perso-
nen nahestehende Personen, wobei die Beziehung öffentlich bekannt sein muss.  
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Beitrittsformular 1 Kommanditist 

5.  W i d e r r u f s b e l e h r u n g 
Sie haben nach § 312g BGB das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen 
Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses 
(Annahme der Beitrittserklärung). Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns  

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
Schulstraße 20, 55435 Gau-Algesheim 

mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B. per Telefon, ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-
Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das beigefügte 
Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. Zur Wahrung der Wider-
rufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der 
Widerrufsfrist absenden. 

F o l g e n   d e s   W i d e r r u f s 

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben Sie die für die bis zu diesem Widerruf von der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG bereits erbrachten Leistungen Wertersatz in Höhe der vereinbarten Vergütun-
gen zu leisten. 

E r k l ä r u n g 

Ich habe die Belehrung über das Widerrufsrecht zur Kenntnis genommen. 

 

Ort, Datum 

 

Zeichner 

W i d e r r u f s f o r m u l a r 

M u s t e r – W i d e r r u f s f o r m u l a r 

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie 
es zurück per Post oder Fax oder schreiben uns eine E-Mail) 
 
An die 
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG, Schulstraße 20, 55435 Gau-Algesheim 
 
Hiermit widerrufe ich den von mir mit Ihnen abgeschlossenen Beteiligungsvertrag für die Wohnen im 
Steinert GmbH & Co KG vom ______________.  
 
Name des Zeichners ________________________________________________ 
 
 
 Datum    Unterschrift des Zeichners 
 
 

6.  S t r e i t s c h l i c h t u n g 
Nach § 22 des Gesellschaftsvertrages der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG entscheidet über alle 
Streitigkeiten zwischen der Gesellschaft und den Gesellschaftern oder zwischen den Gesellschaftern 
aus dem Gesellschaftsverhältnis unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges ein Schiedsgericht 
endgültig. Das Schiedsgericht besteht aus je einem von den Vertragsparteien zu benennenden 
Schiedsrichter sowie aus einem von den Schiedsrichtern zu benennenden Obmann. Die Schiedsrich-
ter benennen einen Obmann, der die Befähigung zum Richteramt haben muss. Erfolgt die Benennung 
jeweils innerhalb von zwei Wochen nicht, so nimmt sie die Industrie- und Handelskammer des Sitzes 
der Gesellschaft vor. Das Schiedsgericht entscheidet nach dem geltenden materiellen Recht. Es be-
stimmt sein Verfahren selbst. Es kann Beweise erheben. Der Schiedsspruch ergeht aufgrund mündli-
cher Verhandlung, sofern die Vertragsparteien auf eine mündliche Anhörung nicht schriftlich verzich-
ten. Er ist schriftlich abzusetzen. Für Zustellung und Niederlegung gelten die Vorschriften der ZPO, 
die auch im Übrigen anzuwenden ist. 
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Beitrittsformular 1 Kommanditist 

7.   H a n d e l s r e g i s t e r v o l l m a c h t 

Ich, die/der Unterzeichnende 

  

N a m e V o r n a m e 

Geburtsdatum Geburtsort 

P L Z   W o h n o r t S t r a ß e 

bin als Kommanditistin bzw. Kommanditist der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG (Schulstr. 20, 
55435 Gau-Algesheim) mit einer Haftsumme in Höhe von 10.000 Euro (in Worten zehntausend Euro) 
und einer Pflichteinlage in Höhe von 40.000 Euro (in Worten vierzigtausend Euro) beigetreten.  

Ich erteile hiermit der Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH als persönlich haftende Gesellschafte-
rin der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 

V o l l m a c h t 
mich bei allen Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister zu vertreten, insbesondere 
� den Eintritt des Vollmachtgebers und/oder weiterer Personen als Gesellschafter in diese Komman-

ditgesellschaft, 
� die Erhöhung und/oder Herabsetzung der Kommanditeinlagen (Haftsummen) des Vollmachtgebers 

und/oder weiterer Gesellschafter, 
� das Ausscheiden des Vollmachtgebers und/oder weiterer Personen aus der Gesellschaft und/oder 

die Änderung der Firma und/oder des Sitzes der Kommanditgesellschaft, 
welche aufgrund meiner Gesellschafterstellung, insbesondere aufgrund von Gesellschafterbeschlüs-
sen sowie nach dem Gesellschaftsvertrag der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG erforderlich sind 
oder werden.  

Die bevollmächtigte Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH ist berechtigt, Untervollmacht zu erteilen. 
Sie und der Unterbevollmächtigte sind von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die Voll-
macht ist für die Dauer meiner Gesellschafterstellung unwiderruflich; sie erlischt nicht im Falle meines 
Todes. 

 

Ort, Datum Unterschrift der Kommanditistin oder des Kommanditisten 

 

 

 

Beglaubigungsvermerk des   N o t a r s    oder der Stadt Gau-Algesheim 
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W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G 

Beitrittsformular 1 Kommanditist 

8.  A n n a h m e   d e r   B e i t r i t t s e r k l ä r u n g 

Die vorstehende Beitrittserklärung wird hiermit von der Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH han-
delnd für die Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG angenommen. 

Wir begrüßen Sie als Kommanditist der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG und heißen Sie als An-
teilseigner der Wohnanlage „Wohnen im Steinert“ herzlich willkommen. 

Zahlungsanforderung nach § 2 Abs.11 S.1 Gesellschaftsvertrag 

Nach § 2 Abs.1 S.1 Gesellschaftsvertrag leisten die Kommanditisten ihre Hafteinlage in Höhe von 
10.000 € (§ 2 Abs.8 S.1 Gesellschaftsvertrag) sowie die Pflichteinlage in Höhe von 40.000 € (§ 2 
Abs.8 S.2 Gesellschaftsvertrag) auf Anforderung der persönlich haftenden Gesellschafterin. Hiermit 
fordern wir Sie auf, die vorgenannten Zahlungen bis spätestens 14 Tage nach Zugang dieser Erklä-
rung auf das Konto der  

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
bei der Mainzer Volksbank 

IBAN: DE 10 5519 0000 0955 9030 18 
BIC: MVB MDE 55 

unter Angabe Ihres Namens einzuzahlen. 

 

 

 

Ort, Datum 

 

Wohnen am Steinert GmbH & Co.KG 
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W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G �

Beitrittsformular 2 Kommanditisten �

�
B e i t r i t t s f o r m u l a r    für 2 Kommanditisten �

als gemeinsame Inhaber eines Kommanditanteils an der �
�

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG �
Schulstraße 20, 55435 Gau-Algesheim  

1. � B e i t r i t t s e r k l ä r u n g �
Wir, die unterzeichnenden Personen  
Z e i c h n e r   A �
 �
Name �

 �
Vorname �

 �
Geburtsdatum �

 �
Geburtsort �

 �
Staatsangehörigkeit �

 �
Beruf �

 �
Straße, Haus-Nr. �

 �
PLZ, Ort �

 �
Telefon �

 �
E-Mail�

 �
Wohnsitzfinanzamt, Steuernummer �

 �
Steueridentifikationsnummer �

 �
Bank �

 �
IBAN, BIC �

Z e i c h n e r   B �
 �
Name �

 �
Vorname �

 �
Geburtsdatum �

 �
Geburtsort �

 �
Staatsangehörigkeit �

 �
Beruf �

 �
Straße, Haus-Nr. �

 �
PLZ, Ort �

 �
Telefon �

 �
E-Mail�

 �
Wohnsitzfinanzamt, Steuernummer �

 �
Steueridentifikationsnummer �

 �
Bank �

 �
IBAN, BIC �

b e t e i l i g e n   uns zu gleichen Teilen an der Wohnen am Steinert GmbH & Co.KG mit einer Kom-
manditeinlage von 10.000 € (§ 2 Abs.8 S.1 Gesellschaftsvertrag). Weiterhin verpflichten wir uns, die 
zusätzliche Pflichteinlage in Höhe von 40.000 Euro (§ 2 Abs.8 S.2 Gesellschaftsvertrag) auf das glei-
che Konto einzuzahlen. �

Wir sind zeichnungsberechtigte natürliche volljährige Personen �

� mit erstem Wohnsitz in der Gemeinde Gau-Algesheim gemeldet 

� ohne ersten Wohnsitz in der Gemeinde Gau-Algesheim gemeldet 

� bei denen nur eine Person mit erstem Wohnsitz in der Gemeinde Gau-Algesheim gemel-
det ist 

� bei denen keine Person mit erstem Wohnsitz in der Gemeinde Gau-Algesheim gemeldet 
ist 
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Beitrittsformular 2 Kommanditisten �

Wir erklären hiermit, den Anspruch auf wohnliche Versorgung durch die Gesellschaft (§ 5 Abs.3 des �
Gesellschaftsvertrages) 

� im Rahmen der Erstbelegung 
� für Zeichner A zu nutzen 
� für Zeichner B zu nutzen 

 

� im Rahmen der Erstbelegung durch folgende berechtigte verwandte oder verschwägerte Per-
son (§ 5 Abs.6 Gesellschaftsvertrag) nutzen zu lassen:……………………………………….  
 
Wir sind mit dem Nutzer bzw. einem der beiden Nutzern der wohnlichen Versorgung folgen-
dermaßen bis zum 2.Grad  �

�  verwandt …………………………………………………………………………...….  
�  verschwägert  …………………………………………………………………………  
 

� zu einem späteren noch zu nennenden Zeitpunkt selbst nutzen zu wollen.  
 

 
Wir verpflichten uns, die Kommanditeinlage und die Pflichteinlage innerhalb von 14 Tagen nach Zu-
gang der Annahme des Beitritts zur Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG und der Anforderung der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin (§ 2 Abs.11 S.1 Gesellschaftsvertrag) auf das folgende Konto der 
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG bei der Mainzer Volksbank IBAN DE 10 5519 0000 0955,  
BIC MVB MDE 55 unter Angabe unseres Namens zu zahlen. Uns ist bekannt, dass uns im Fall des 
Zahlungsverzuges Zinsen in Höhe von 5 % p.a. berechnet werden können (§ 2 Abs.11 S.2 Gesell-
schaftsvertrag). �

 �

 �

Ort, Datum �

 �

Unterschrift des Zeichners A �

 �

Unterschrift des Zeichners B �

 �

2.  D a t e n s c h u t z  
Die in dieser Beitrittserklärung enthaltenen Angaben zu Ihrer Person werden mittels Datenverarbei-
tungsanlagen gemäß den Regelungen der geltenden Datenschutzgesetze verarbeitet und genutzt. 
Verantwortliche Stellen i.S.d. Datenschutzgesetzes (BDSG) ist die Wohnen am Steinert GmbH & 
Co.KG. Die Gesellschaft verarbeitet und nutzt ihre Daten zu Zwecken der Kunden- und Interessenver-
waltung.  �

 �

3.  E m p f a n g s q u i t t u n g  
Wir bestätigen hiermit, den Prospekt (Beteiligungsangebot) der Wohnen im Steinert GmbH &Co.KG 
einschließlich des darin abgedruckten Gesellschaftsvertrages erhalten zu haben. Wir hatten vor der 
Unterzeichnung dieser Beitrittserklärung hinreichend Zeit, das Angebot zur Beteiligung, den vorge-
nannten Vertrag, die Beitrittserklärung und insbesondere die Risikohinweise zu lesen, zu verstehen 
und zu prüfen. �

 �

Ort, Datum �

 �

Unterschrift des Zeichners A �

 �

Unterschrift des Zeichners B �

 �
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Beitrittsformular 2 Kommanditisten �

4.  W i r    b e s t ä t i g e n,   dass  
� unser Beitritt bedingungslos ohne Vorbehalt und auf Basis der vorgenannten Unterlagen er-

folgt und hiervor keine abweichenden oder darüber hinaus gehenden Erklärungen oder Zusi-
cherungen abgegeben worden sind;  

� wir aufgrund unserer wirtschaftlichen und finanziellen Erfahrung bzw. auf Grundlage der ent-
sprechenden Erfahrung unseres hinzugezogenen Beraters in der Lage bin, die Risiken einer 
Beteiligung abzuwägen, 

� uns bewusst ist, dass die Anteile nicht an einem öffentlichen Handelsplatz gehandelt werden 
und ihre Fungibilität begrenzt ist, 

� uns bewusst ist, dass die vorliegende Beteiligung keine mündelsichere Kapitalanlage darstellt, 
sondern eine Beteiligung, die ein unternehmerisches Risiko beinhaltet und im Extremfall damit 
ein Kapitalverlust bis hin zum Totalverlust der gesamten Zeichnungssumme eintreten kann, 

� uns bewusst ist, dass bei der vorliegenden Beteiligung aufgrund der sozialen Pflichten der Ge-
sellschaft Gewinnausschüttungen eher unwahrscheinlich sind, 

� uns bewusst ist, dass wir den Kommanditanteil zwar veräußern können aber eine Kündigung 
des Gesellschaftsvertrages erst ab dem 31.12.2030 möglich ist, 

� wir damit einverstanden sind, dass unsere persönlichen Daten über eine Datenverarbeitungs-
anlage durch die Wohnen am Steinert GmbH & Co.KG zum Zweck der Verwaltung und Be-
treuung meiner Beteiligung erhoben, gespeichert, verarbeitet und genutzt werden, 

� wir in den USA oder Kanada (einschließlich deren jeweiligen Territorien) nicht unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, z.B. weil wir Staatsbürger oder Einwohner der USG oder Kanadas (ein-
schließlich der jeweiligen Territorien) sind und dass wir keine dauerhafte US-amerikanische 
oder kanadische Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis (z.B. eine „Green Card“) besitzen. 

� Wir erklären, dass wir keine sogenannte exponierte Person („PEP“) iSd Geldwäschegesetzes 
(GwG)1 sind und auch innerhalb der letzten zwölf Monate eine solche nicht waren und 

� wir auf eigene Rechnung handeln.  

 

 �

Ort, Datum �

 �

Unterschrift des Zeichners A �

 �

Unterschrift des Zeichners B �

 
  

�
1 Politisch exponierte Personen iSd § 6 Abs.2 Geldwäschegesetz sind natürliche Personen, die ein wichtiges öffentliches Amt ausüben oder ausgeübt haben 
(bspw.Staats- oder Regierungschefs, Parlamentsmitglieder) sowie deren unmittelbaren Familienmitglieder (wie Ehepartner, Kinder, Eltern) oder diesen natürlichen Perso-
nen nahestehende Personen, wobei die Beziehung öffentlich bekannt sein muss.   
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Beitrittsformular 2 Kommanditisten �

5.  W i d e r r u f s b e l e h r u n g  
Sie haben nach § 312g BGB das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen 
Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses �
(Annahme der Beitrittserklärung). Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns  �

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG �
Schulstraße 20, 55435 Gau-Algesheim �

mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B. per Telefon, ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder  
E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das beige-
fügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. Zur Wahrung der Wi-
derrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der 
Widerrufsfrist absenden. �

F o l g e n   d e s   W i d e r r u f s  

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben Sie die für die bis zu diesem Widerruf von der Wohnen im 
Steinert GmbH & Co.KG bereits erbrachten Leistungen Wertersatz in Höhe der vereinbarten Vergütun-
gen zu leisten. �

E r k l ä r u n g �

Wir haben die Belehrung über das Widerrufsrecht zur Kenntnis genommen. �
 �

Ort, Datum �
 �

Zeichner A �
 �

Zeichner B �
 �
W i d e r r u f s f o r m u l a r �

M u s t e r – W i d e r r u f s f o r m u l a r �

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie 
es zurück per Post oder Fax oder schreiben uns eine E-Mail) �
 �
An die �
Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG, Schulstraße 20, 55435 Gau-Algesheim �
 �
Hiermit widerrufen wir den von uns mit Ihnen abgeschlossenen Beteiligungsvertrag für die Wohnen im 
Steinert GmbH & Co KG vom ______________.  �
 �
Name der Kommanditisten _______________________________ �
 �
 �
 �
Datum    Unterschrift des Zeichners A       Unterschrift des Zeichners B �
 �

 

  



61

5  
        W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G �

W o h n e n   i m   S t e i n e r t   G m b H   &   C o . K G �

Beitrittsformular 2 Kommanditisten �

6.  S t r e i t s c h l i c h t u n g   
Nach § 22 des Gesellschaftsvertrages der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG entscheidet über alle 
Streitigkeiten zwischen der Gesellschaft und den Gesellschaftern oder zwischen den Gesellschaftern 
aus dem Gesellschaftsverhältnis unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges ein Schiedsgericht 
endgültig. Das Schiedsgericht besteht aus je einem von den Vertragsparteien zu benennenden 
Schiedsrichter sowie aus einem von den Schiedsrichtern zu benennenden Obmann. Die Schiedsrich-
ter benennen einen Obmann, der die Befähigung zum Richteramt haben muss. Erfolgt die Benennung 
jeweils innerhalb von zwei Wochen nicht, so nimmt sie die Industrie- und Handelskammer des Sitzes 
der Gesellschaft vor. Das Schiedsgericht entscheidet nach dem geltenden materiellen Recht. Es be-
stimmt sein Verfahren selbst. Es kann Beweise erheben. Der Schiedsspruch ergeht aufgrund mündli-
cher Verhandlung, sofern die Vertragsparteien auf eine mündliche Anhörung nicht schriftlich verzich-
ten. Er ist schriftlich abzusetzen. Für Zustellung und Niederlegung gelten die Vorschriften der ZPO, 
die auch im Übrigen anzuwenden ist.  
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Beitrittsformular 2 Kommanditisten �

7.  H a n d e l s r e g i s t e r v o l l m a c h t  
Wir, die Unterzeichnenden �

Zeichner A �

� N a m e  V o r n a m e �

� Geburtsdatum  Geburtsort �

� P L Z   W o h n o r t  S t r a ß e �

Zeichner B  

� N a m e  V o r n a m e �

� Geburtsdatum  Geburtsort �

� P L Z   W o h n o r t  S t r a ß e �

sind als Kommanditistin bzw. Kommanditist der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG (Schulstraße 20, 
55435 Gau-Algesheim) mit einer Haftsumme in Höhe von 10.000 Euro (in Worten zehntausend Euro) 
und einer Pflichteinlage in Höhe von 40.000 Euro (in Worten vierzigtausend Euro) beigetreten.  �

Wir erteilen hiermit der Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH als persönlich haftende Gesellschaf-
terin der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG �

�
V o l l m a c h t  

uns bei allen Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister zu vertreten, welche aufgrund unse-
rer Gesellschafterstellung, insbesondere  
� den Eintritt des Vollmachtgebers und/oder weiterer Personen als Gesellschafter in diese Komman-

ditgesellschaft, 
� die Erhöhung und/oder Herabsetzung der Kommanditeinlagen (Haftsummen) des Vollmachtgebers 

und/oder weiterer Gesellschafter, 
� das Ausscheiden des Vollmachtgebers und/oder weiterer Personen aus der Gesellschaft und/oder 

die Änderung der Firma und/oder des Sitzes der Kommanditgesellschaft, 
welche aufgrund unserer Gesellschafterstellung, insbesondere von Gesellschafterbeschlüssen, sowie 
nach dem Gesellschaftsvertrag der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG erforderlich sind oder wer-
den.�

Die bevollmächtigte Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH ist berechtigt, Untervollmacht zu erteilen. 
Sie und der Unterbevollmächtigte sind von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die Vollmacht 
ist für die Dauer unserer Gesellschafterstellung unwiderruflich; sie erlischt nicht im Falle unseres To-
des. �

 �

� Ort, Datum  Unterschrift des Zeichners A  Unterschrift des Zeichners B  

�

Beglaubigungsvermerk des   N o t a r s   oder der Stadt Gau-Algesheim �
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Beitrittsformular 2 Kommanditisten �

8.  A n n a h m e   d e r   B e i t r i t t s e r k l ä r u n g  

 �

Die vorstehende Beitrittserklärung wird hiermit von der Wohnen im Steinert Verwaltungs-GmbH han-
delnd für die Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG angenommen. �

Wir begrüßen Sie als Kommanditisten der Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG und heißen Sie als An-
teilseigner der Wohnanlage „Wohnen im Steinert“ herzlich willkommen. �

Zahlungsanforderung nach § 2 Abs.11 S.1 Gesellschaftsvertrag  

Nach § 2 Abs.1 S.1 Gesellschaftsvertrag leisten die Kommanditisten ihre Hafteinlage in Höhe von 
10.000 € (§ 2 Abs.8 S.1 Gesellschaftsvertrag) sowie die Pflichteinlage in Höhe von 40.000 € (§ 2 
Abs.8 S.2 Gesellschaftsvertrag) auf Anforderung der persönlich haftenden Gesellschafterin. Hiermit 
fordern wir Sie auf, die vorgenannten Zahlungen bis spätestens 14 Tage nach Zugang dieser Erklä-
rung auf das Konto der  �

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG 
bei der Mainzer Volksbank �

IBAN: DE 10 5519 0000 0955 9030 18 
BIC: MVB MDE 55 �

unter Angabe Ihres Namens einzuzahlen. �

�

 �

Ort, Datum �

 �

Wohnen am Steinert GmbH & Co.KG �
�



Fragen & Antworten

Peter Kraff t · Geschäftsführer Caritas
Eberhard Peschel · Geschäftsführer Hospitalfonds

Markus Hansen · Geschäftsführer Caritas Altenhilfe St. Martin
 

Schulstraße 20 · Albertus-Stift
55435 Gau-Algesheim

Tel. 06725 9325-59
wisteinertgmbh@t-online.de

www.wohnenimsteinert.de

Wohnen im Steinert GmbH & Co.KG

Eberhard PeschelPeter Kraff t Markus Hansen


